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Yorwort
Zur 2. Auflage

Die erste Auflage der ,Grundsdtze sozialdemokratischer
Welirpolitik™ ist seit Herbst 1966 vergriffen. 45000
Exemplare wurden bisher verteilt. Das Interesse von
Bundeswehr und Offentlichkeit an den ,Grundsiitzen
sozialdemokratischer Wehrpolitik® ist weiterhin sehr
rege. Der Parteivorstand der SPD hat sich daher zu
eirer neuent Avflage entschlossen, die auf den neuesten
Stand gebracht wurde. New aufgenommen wurden Aus-
ziige aus der Entschliefung des Dortmunder Parteilages
im Juni 1666 ,Devtschlandpolitik unter den verinderten
weltpolitischen Bedingungen®, aus neweren Reden und
Aufsiizen filhrender sozialdemokratischer Politiker,
sowie aus dem Achi-Punkte-Programm der SPD, das
die Grundlage fir die Regierungsverhandlungen im
Herbst 1966 bildete. Um die Broschiire nicht zv umfang-
reich werden zu lassen, waren Kiirzungen der Reden und
Debatten zu den Entschliefungen des Karlsruher Partei-
tages unvermeidlidh,

Die Auffassungen meiner Partei zur.Lage in der Bundes-
wehr® haben sich seit Karlsruhe in ihren Grundzigen
nicht gedndert. Die Fithrungskrise der Bundeswehr im
Sommer 1956 hat diese Auffassungen bestittigt, Weiter-
eniwickelt hat sicdh vor allem unsere Einstellung zur
nuklearen Problematik im Bilndnis und zu einer ko-
operativen Politik in Europa als wesentliche Voraus-
sefzung fiir zukinftige L3sungen der deutschen Frage.
Nach unserer Auffessung liegen hier die beiden Haupt-
elemente, die ein Neudurdidenken der Aufgabenstellung
fir die Bundeswehr notwendig machen. Es ist jeizt
zundchst Sache der Bundesregierung, sich zu diesem
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?kerrm bald wor Parlament smd Offentlichkeit zu
Auflern, wie idh es in der Debatte zyur Regierungserkli-
Furig am 15. Lezember 1966 gefordert habe,

gt Sl

(Heluut Schmidt)

10, Januar 1967
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Eritz Erler:

Opposition und Wehrbeitrag

Auszug aus einem Aufsatz in
~Almee gegen den Krieg"!)

Zwei Dinge miissen auseinandergehalten werden: Das
eine ist der Kampf der SPD gegen die Wiederbewafk-
nung der Bundesrepublik Deutschland in der Form, wie
sie. von der Regierung konzipiert urd 1955 von der
Mpehrheit des Bundestages gegen die Stimmen der SPD
angenommen wurde. Die Criinde Fiir unsere Ableh-
nung habe ich im vorausgegangenen Abschnitt darge-
legt. Das andere ist unsere Haltung zur Bundeswehr,
nachdem sie nach demokratischen Spislregeln beschios-
sen und dann im Entstehen begriffen war. Wer beide
Fragen auch heute noch nicht zu trennen vermag, argu-
mentiert entweder gegen besseres Wissen cder aus
Unkenntnis der historischen Abliufe.

Es wird hiufig behauptet, die SPD sei auch nach dem Bei-
tritt der Bundesrepublik Deutschland zur NATC und zur
WEU gegen die Landesverteidigung und gegen die Sol-
daten {iberhaupt gewesen. Das beweise z. B. ihre Ableh-
nung der ersten Grundgeseiz-Anderung, welche die Zu-
stindigkeit der Bundesregierung fiir die Verteidigung
und die allgemeine Welupflicht fiir Minner verfassungs-
rechtlich regelt. Den VergeBlidien muB ins Gedichinis
zurdkgerufen werden, daB diese Grundgesetzerginzung
voem 26. Mirz 1954 datiert, einem Zeitpunkt, an dem
es noch keine ratifizierten Vertrige gab, also Form und
Inhalt einer Wiederbewaffnung noch villig ungewif
waren. Deshalb stimmten wir gegen diese Grundgesetz-

1) Hrsg. vonWolfram von Rlvrn,; Seewald-Verlag: Stutt-
gart 1966




crganzung, vor allem gegen das damit geschaffene Pri-
fudiz der allgemeinen Wehrpflicht.

In diesem Zusammenhang bedarf es noch eines kurzen
Hinweises auf die damalige Debatte ,Wehrpficht oder
Freiwilligen-Armee”. Entgegen ihrer geschichtlichen
Tradition des 19. Jahrhunderts hielt die Sozialdemokra-
tische Partei in der besonderen Lage der Bundesrepublik
—wenn die Wiederbewaffnung nicht zu vermeiden war—
c¢in Freiwilligerheer riir die zweckmilligste Lésung, Ein-
mal warf die Einfithrung der aligemeinen Wehrpflicht in
der Bundesrepublik besondere politische Probleme und
Staatsrechtsfragen fiir das gespaltene Deutschland auf,
zum anderen erschien eine Berufsarmee auf Grund der
zunehmenden Technisicrung moderner Streitkrifte und
ihres groBen Bedarfs an hochqualifizierten Spezialisten
als die bessere Lisung. Diese Debatte wurde zunichst
mit der Einfithrung der allgemeinen Wehrpficht durch
die Grundgesetzindernng vom M3irz 1g54 beendet,
jedoch ist das Problern des Spezialistenmangels in allen
modernen Armeen vorhanden. Der wachsende Bedarf
an langdienendem DPersonal bei weiter zunehmender
Technisierung hat diese Debatte in den USA und in
Frankreich in jiingster Zeit wieder neu belebt. Der
Spezialistenmangel in der Bundeswehr wird auch bei
uns in absehbarer Zeit zu einem Neudurchdenken dieser
Frapge fithren miissen,

Doch zurlick zur ersten Grundgrsetzinderung vom Mirz
1954: Mit dieser Verfassungsinderung allein hitte die
Bundesregierung — wenn die internationale Lage es
zugelassen hiitte — auch eine deutsche Nationalarmee
schaffen konnen, und zwar ohne jede weitere Verfase
sungsanderung, welche den Standort der Streitkrifte
im Gefluige von Staat und Gesellschaft erst noch zu
regeln und die Formen der politischen Kontrolle end-
giiltig festzulegen hatte. Solange diese Fragen jedoch
nicht verfassungerechtlich geregelt waren, weigerte sich
dic SFD, irpendwelchern anderen einfachen Gesetzen
zuzustimimen, die ohne verfassungsrechtliche Grundlage
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Willy Brandt und Fritz Erler I}" im Gespriich mit Oberst
Manns (rechts hinter Fritz Erler: Professor Carlo Schmid)

Voraussetzungen fiir den Aufbau der Streitkrifte schaf-
fen sollten. Die Sozialdemokratische Partei shmmbe
daher auch am 28. Juli 1955 im Bundestag gegen das
_Freiwilligen-Gesetz®. Erst mit der zweiten Grund-
gesetzerginzung vom 19. Marz 1956 fanden die Fragen
der Eingliederung der Bundeswehr in die demokratische
Grundordnung und die Form der politischen Kontrolle
der Gtreitkrifte eine verfassungsrechtlich ausreichende
Regelung. Die SPD stimmte dieser Verfassungsergan-
zung nicht nur zu; diese war vielmehr auf ihre Initiative
und weitgehend nach ihren Vorstellungen entstanden.

Auf ihre Forderung geht die Klirung des Begrikfs
_Oberbefehl” und die Zusammenfassung und Uber-
tragung der Befehls- und Kommandogewalt avf den
politisch verantwortichen Minisler, im Verteidigungsfall
auf den Bundeskanzler, zuriick. Auf ihre Anregung
wurde der VerteidigungsausschuB als stindiger Parla-
mentsausschuf geschaffen, und die SPD sefzte es durdh,
da® nicht nur der Verteidigungshaushalt global, sondern
in seinen Einzelplinen und Stellenplinen im Parlament
verabschiedet werden muB.

SchlieRlich und vor allem aber ging es ihr um den Schutz
der Soldaten und die Erhaltung der auch ihnen als
Staatshiirger zustehenden Grundrechie. Bereits in der
Debatte am 26. Februar 1954, als die ersten Entwiirfe
eines Gesetzes zur Xnderung des Grundgesetzes disku-
Hert wurden, sagte ich folgendes: ,Und dann geht es
um den Schutz des Soldaten, also dessen, der einmal in
den Streitkriften dienen wird. Hier kommt es nicht
darauf an, daR Sie ihm schine Deklamationen besche-
ren — daven hat er nichts --, sondern hier milssen wir
auch von Anfang an Sicherungen in das Gesetz ein-
bauen, das nun einmal die Freiheit und die Menschen-
rechte des Staatsbiirgers zu schiitzen berufen ist, nimlich
unser Grundgesetz...” Wir forderten, dag in einem
besonderen Gesetz, dem spiitersn Soldatengesetz, fiir
jedes einzelne Grundrecht klar zu definisren sei, wann
und in welchem Umfange es fiir den Soldaten auc mili-
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tamd'Ler.Nntwendigkeit eingeschrankt werden kdnne
Und schiiefSlich war es die sozialdemokratische Eundes:
tagsfra]::tinn, die das Amt eines Wehrbeauftragten nach
5EI'FWEdIEd1EII‘I Muster zum Schutze der staatsbiirgerli-
chen Rechte des Soldaten vorschlug und durchsetzte.

Idit dem weiteren Aufbau der Bundesw i

Fillle von Problemen auf das ParlamentEh:u.kaLTme:iI;:
parlamentarische Kontrolle besser durchfithren zu kén-
ner, wunlie ebenfails am 1g9. Mirz 1956 von der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion der Antrag auf Ein-
setzung von Unterausschiissen des Verteidizungsaus-
sd}’usses eingebracht, Diesem Antrag wurde kurze Zeit
spater stattgegeben. Es wurden vier Unteraunsschiisse fiir
die Sachgebiete Haushalt, Fiihrung, Beschaffun d
Infra-Struktur ins Leben gerufen. Wenige Munatge :I;i-
ter E-rurden diese Ausschiisse allerdings auf Antra Ser
Regleimpgsl:'rarteien wieder aufgeldst. Wer die 'Eielen
Sd1wu=_:ugl<91ten und Probleme kennt, die seitdem gerad

auf Ehese:u vier Gebieten aufgetreten sind kafn d'e
Aufldsung heute nur bedavern, Der Bundesiwehr hiit::

auf vielen Geb : "
werden kﬁnn:n.iﬁﬂn durch diese Ausschiisse geholfen

Auch mit einem andersn V
orschlag ko ‘ i
fq;_iialdemu]ﬁrﬁfm nicht durchsetzen? niﬁﬁzndi:td‘\?t
bf.:l dgungsngmster an das Vertrauen des Parlaments zu
u; Ien. Waze man dieser Anregung meiner Partei
Ee olgt, so hiitte dl:'.E Spiegel-Affire kaum den Riicktritt
dfr Eﬁ:!n:igﬂ Regliﬂ'ung zur lolge haben miissen. Bei
esem Vorschlag kam es der SPD vor allem d '
::: Eertﬂd.lgungsnﬁnister zu rwingen, sich :::;11: $
bmﬁhmmm der parlamentarischen Minderheit 2u
el %:;;IHL“ wg wollten, daf die Bundeswehr eﬁe
isis des Verfrauens nicht nur im Parl
sondern in der gesamten Bevilkerung besilz: T}E:

Bundeswehr bei der Losung mand .
vor allem auf den Gebieten de Matoriboshasiens

und des Personals, hitte nittzlich sein kdnnen, die bis
heute noch ungelist vor ihr steht.

Es wird hiufig behauptet, der Umschwung zu einer
positiven Haltung der SPD zur Bundeswehr habe erst
195¢ mit der Verabschiedung des Godesberger Grund-
satzprogramms der Gozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands eingesetzt. Dies entspricht nicht den Tatsachen.
Woer sich die Zeit nimmt, die Parlamentsdebatten zwi-
schen 1956 und 1959 nodh einmal nachzulesen, wird
feststellen miissen, daff die SPD sich in diesen Jahren —
also vor dem Godesberger Grundsatzprogramm — in
besonderem MaRe um die feste Eingliederung der
Gireitkrifte in Staat und Gesellschaft, um eine durch-
sichtige, die parlamentarische Kontrolle erleichternde
Organisation des Bundesverteidigungsministeriums, um
eine zwedkmifige Ausstattung und Bewaffnung bemiiht
hat, welche die Truppe voll einsatzfihig machen, aber
den Gnanziellen Rahmen des Staatshaushaltes mnicht

sprengen sollten.

Sie hat in besonderem MaBe dem Disziplinar- und Mili-
tirstrafrecht zu modemnen Formen verholfen. Die ersten
Fntwiirfe der Regierung gingen in manchen Fragen noch
von vollig antiquierten Vorstellungen aus. So sah z. B.
der erste Entwurf des Wehrstrafgesetzbuches und der
Wehrdisziplinarordnung den Vollzug von strengem
Arrest mit Kostschmilerung und hartem Lager vor. Ein
besonders gutes Verhiltnis verband die Sozialdemokra-
tische Partei von Beginn an mit jenen fortschrittlichen
Offizieren, die mit Untershiitzung von Parlamentariern
sller Parteien und der Offentlichkeit die Leitsitze einer
modemen Menschenfiihrung formulierten, die heute
unter dem Stichwort .Innere Fiihrung” bekannt sind.
Dies alles geschah vor der Verabschiedung des Gades-

berger Frogramms.

Das Godesberger Grundsalzprogramm selbst folgt in
Fragen der Landesverteidigung der seit langem ent-
wickelten Linie der SPD: ,Die Gozialdemokratische
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Parte] Deutschlands bekennt sich zur Verteidi der
fx:ﬂhﬂﬂlcl':-dmnﬂkraﬁschen Grundordnung, Siﬁgeiaht
die Lar_Ld.esvert'eidigung. Die Landesverteidigung mug
der fnlxhﬁmm und geographischen Lage Deutschlands
gemdfs sein und daher die Gremzen wahren, die zur
bchaffung der Voraussetzungen fiir eine inf:e;naﬁuna]e
E::tspannung,. Fiir eine wirksame kontrolliette Ab-
rustung und fiir die Wiedervereinigung Deutschlands
eingehalten werden miissen. Der Schytz der Zivilbevil-

kerung ist wesentlicher Best i
fFrun | estandteil der Verteidigung des

Richtig ist aber, da die Sozialdemokratische Parte;

Abschluf3 _der ersten Aufbauphase der Bundeswei? :f:vd.:
1960 damit begann, sich innerhalb der Parteigliederun-
gen sehrl intensiv allen Fragen der Bundeswehr ungd der
Wa:h_:poht:k als Ganzem zu befassen. Die ersten wehr-
palitischen Informationstagungen wurden abgehalten
zu denen auch reg?lmﬁﬁig Soldaten aller I.'Ji+|=.-:nst;g:ral:l.;r

Jahren ihre Friichte getrapen. D i

dal dJie Snzialdemnkfatmgznuenézr::nupﬁdwl*?gtehi“m
nen und bereit sind, sich fiir alle Fragen einer muder::::
FPhrung, Ausriistung und Ausbildung, vor allem aher
Fir alle Fragen der Firsorge im Interssse der Einsats-

bereitschaft der Truppe und \
rusetoen, PP des einzelnen Soldaten ein-

Auf dem Karlsruher Parteita der SPD i .

1954 wurden in der e{nsﬁmiﬁg mggu:mynzméﬁ
schlieBung ,Zur Lage der Bundeswehr” die bisherigen
Erfahrungen zusammengefalt. In dieser Entschli "
hat die Sozialdemokratische Partai Deutschlands  dje
Aufbavarbeit, die von allen Angehirigen der Bundes-
wehr, gleichgtiltie, ob in Uniform oder Zivil geleistet
muid;; l“nder]c;innt und ihre eigenen Vnrstel]u;tgm eni-
werdm, ko:nu: noch vorhandenen Schwiichen beseitigt

12

speutschland und Europas
Sicherheit”

EnlschlieBung des Karlsruher Partellages
23. - 27. November 1964

1. Die Bundesrepublik Deutschland muf$ unbeirrt glelch-

zeitig drei auflen- und sicherheitspolitische Ziele ver-
folgen, von denen keines hinter die anderen zuriick-
treten darf: Die Bewzhrung des Friedens, die Siche-
rung der Freiheit und die friedliche Durchsetzung
des Selbstbestimniungsrechts flir das ganze deultsche
Volk, das nur mit der Wiedervereinigung Deutsch-
lands in gesicherter Freiheit verwirklicht werden

kann.

2. Diese Ziele kinnen nur durch ein Héchstmaff an

Zusammenwirken der demokratischen Krifte im
freien Teil Deutschlands erreidit werden. Die Soli-
daritit anderer kann nur gewinnen, wer sie im
eigenen Lande praktiziert. Deshalb muR jedem Ver-
such, die Aufenpolitik wieder zum Schlaginstrument
fir innenpolitische Machtkimpfe zu machen, ent-
schlossen begegnet werden.

3. Das wirksamste Mittel, die genannten Ziele deut-

scher Politik gleichzeitig zu fordemn, ist eine erfolg-
reiche Abriistungspolitik. Solange das Wettriisten
unbegrenzt weitergeht und damit die beiden Teile
Deutschlands in  opponierenden  weltpolitischen
Madhtkonstellationen einander gegeniiberstellt, ist
die Spaltung Deutschlands nicht zu itherwinden.
Fortschritte in der Abrilstung bringen aber nicht
automatisch die Wiedervereinigung Deutschlands.
Ein Versagen der deutschen Politik kiinnte auch dazu
Fiihren, daf Abriistungsversinbarungen auf der Vor-
aussetrung der Fortdauer der deutschen Teilung ge-
troffen wirden. Deshalb muf die deutsche Politik

13
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in die internationale Abriistungsdiskussion eingrei-
fen und sie so durch deutsche Gedanken fordern, daB
Fortschritte in der Begrenzung und Kontrolle der
Ristungen auch zu Fortschritten in der Losung der
deutschen Frage fithren und keinesfalls die Spaliung
unseres Landes verhirten. Dauerhafte Sicherung des
Friedens ist nur méglich durch Uberwindung des
Wettriistens und Aufldsung der dem Wettriisten zu-
grundeliegenden weltpolitischen Spannungen, also
auch durch Uberwindung der Teilung Deutschlands.
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands bekrif-
tigt ihren Standpunkt, daf Schritte zur Abriistung
das weltpolitische Gleichgewicht nicht gefihrden diir-
fen und zur Sicherheit aller Teilnchmer eines Ab-
ristungsabkommens angemessen kontrolliert wer-
den miissen, Der Parteitag bepriilt die klare Haltung
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion in die-
sen Fragen und fordert erneut, daR endlich ein Ab-
riistungsamt im Bereich der Bundesregierung ge-
cchaffen wird, damit die Bundesrepublik Deutsch-
land wirksamer als bisher an der internationalen

Abriistungsdiskussion teilnehmen und deutsche Vor-
schlige beisteuern kanm.

Solange und soweit internationale Vertrige zur Rii-
stungskontrolle und Abriistung nicht wirksam sind,
bleibt die Sichetheit der Bundesrepublik Deutsch-
land und insbesondere des Landes Berlin abhingig
von der Fahigkeit der Atlantischen Gemeinschaft, die
Territorien aller Pariner zu verteldigen. Dazu ist
Aufgabenteilung unter den Partnem rwedkmiiBig
und ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen konven-
tionellen und atomaren Verteidigungswaffen not-
wendig,

Die Interesien des deutschen Volkes kinnen welt-
politisch nur in engster Solidaritit mit allen Staaten
der Atlantischen Gemeinschaft wahrgenommen wer-
den. Die Bundesrepublik Deutshland mug daher
auch ihren Beitrag zu dieser Solidaritiit leisten und
treu ru den veriraglich eingegangenen Verpflich-

—————— -

tungen stehen. Nur eine Stirkung des politischen
Zusammenhalts der Verbiindeten kann bessere A}‘xs-
gangspositionen fiir ein  weltpolitisches Gesptrad'l
auch iiber die deutsche Frage schaffen. Zu tih_ezaer
Stirkung gehort die Uberwindung der dl?rzez.hgen
Schwierigkeiten innerhalb des Bﬁndnis.s.t?s. Dllf: Sicher-
heit Europas verlangt angesichts der Reichweiten und
der Kosten moderner Waffensysteme eine enge Ver-
flechtung des amerikanischen Verteidigungspoten-
tials mit dem europdischen.

Eine soldhe Verfledhtung auch auf atomarem Gebiet
wiirde die beste Gewdhr dafiir bieten, die weitere
Ausdehnung der nationalen Verfiigungsgewalt iiber
atomare Waffen zu verhindern. Deshalb halt der
Parteitag eine von miglichst vielen Mitgliedstaaten
des Atlantischen Biindnisses getragene Gemeinsdmftf-
lsung der atomaren Verteidigungsprobleme fiir
erforderlich, damit nicht das biose Beispiel nationaler
Verfiigungsgewalt Schule macht und die A].ia.‘l:l!.
zerstort. Eine solche Gemeinschaftslosung, wie sie in
der zur Zeit in Verhandlung begriffenen multilatera-
len Streitmacht angestrebt wird, ist infolgedessen ein
wirksames Mittel, dem nationalen Atomwettriisten
entgegenzutreten und bessere Voraussetzungen fiir
groBriumige Vereinbarungen zur Verringerung der
Gefahren eines atomaren Konflikts zu schaffen. Es
muf sich dann aber um eine Gemeinschaftslosung

handeln; eine nur bilaterale Vereinbarung dient die-

sem Ziel nicht und wird daher abgelehnt,

5. Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands bekrif-

tigt ihren Willen, die Europaischen Gemeinschaften
zu stirken und so auszubauven, daf ein Vereinigtes
Europa ein gleichwertiger Paritner der Vereinigten
Staaten von Amerika innerhalb der Atlantischen Ge-
meinschaft wird.

Zu diesem Zweck miissen die'vorhandenen Gemein-
schaften vor jeder AushShiung bewahrt, in ihrem
Innern gekriftigt und durch Ausbau der Befugnisse

15




und Direktwahl des Parlaments demokratisiert wer-
den.

Im Rahmen der atlantischen Solidaritit sollten die
Europdischen Gemeinschaften schrittweise anch Fiir
die Fragen der AuBenpolitik, der Verteidigung und
des kulturellen Lebens gemeinschaftliches Planen
anstreben. Die Mitwirkung GroRbritanniens und
anderer beitrittswilliger curopdischer Staaten in den
Europdischen Gemeinschaften ist fiir die partner-
schaftliche Stellung Europas zu Amerika und fiir den
freiheitlich-demokratischen, rechtsstaatlichen Inhalt
der Gemeinschaften dringend erforderlich. Die euro-
pdischen neutralen Staaten, welche die Vollmitglied-
schaft nicht oder noch nicht erwerben wollten, soliten
in angemessener Weise mit den Gemeinschaften ver-
bunden werden.

6. Die Aussthiung zwischen dem deutschen und dem
franzdsischen Volk ist die unentbehrliche Grundlage
jeder europdischen Gemeinschaft, Die Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands begriifit, dafl ihr hundert-
jihriges Wirken fiir die deutsch-franzésische Freund-
schaft jetzt von der {iberwiltigenden Mehrheit der
Angehorigen beider Vilker aufgenommen worden ist.
Diese Freundschaft geh&rt hinein in den festen Rah-
men der curopiischen Gemeinschaft und der atlanti-
schen Solidaritit. So erst erfiillt sie ihren Sinn als |
Baustein fiir groflere Gemeinschaften,

7. 50 wie der Aufbau einer Demokratie im freien Teil
Deutschlands, die deutsch-franzésicche Aussthnung,
die europiische Gemeinschaft und die atlantische Soli-
daritit die Furcht vor dem deutschen Volk bei den
fritheren Kriegsgegnern im Westen iibenwunden ha-
ben, muff diese Furcht auch bei den osteuropiischen
Volkern allmihlich iiberwunden werden. Ohne die
Uberwindung dieser Furcht wird es im Horzen Euro-
pas keine gute Nachbarschaft geben konnen und ist
auch die Einheit Deutschlands nicht zu verwirklichen.
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands begriifit

16




| ., die Errichtung von Missionen der Bundesrepublik
| : Deutschland in den ostewropdischen Staaten und
| hofft. daR der Ausbau kultureller und wirtschaftlicher
- Berichungen zu einer weiteren Verbesserung des
politischen Klimas beitrdgt. Der Parteitag stellt fest,
daR die Bundesrepublik Deutschland aus von Hitler
erpreRten und gebrochenen Abkommen keine terri-
. torialen Anspriiche herleitet. Er bekennt sich erneut
3 sum Heimatrecht aller Menschen und damit auch
y Jler Deutschen und zur Verpflichtung der Bundes-
republik Deutschland, die in ihre Obhut gegebenen
Interessen. unserer vertricbenen Landsleute wahrzu-
nehmen. Es besteht kein AnlaR, einseitig Teile einer
Friedensregelung vorwegzunchmen, die erst im Zu-
sammenhang mit der Wiederherstellung der deut-
schen Einheit verbindlich verhandelt werden kinnen.
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist der
Auffassung, daf auch der Ost-West-Handel ein-
schlieBlich der Kreditpolitik eines grileren AusmaRes |
an westlicher Solidaritit und Organisation bedarf, |
S um nidit kommerziell gegeniiber einer straff gefiihr- |
Bl ten Zentralverwaltungswirtschaft ins Hintertreffen '
A zu geraten, sondern fiir Handelszugestindnisse auch
anRerwirtschaftliche Gegenleistungen zu erlangen.

"_l_'..
. I'l
—
1
e
-

8. Das deutsche Volk braucht Vertrauen und Solidaritit |
auch fiber den Kreis der engeren Biindnispariner hin- .
aus. Da Solidaritit nur auf Gegenseitigkeit beruhen f
kann, mug das deutsche Volk auch aus diesem Grunde
bereit sein, seinen Anteil an der groRen weltpoliti-
schen Aufgabe zu erflillen, den Entwicklungslindern
dabel zu helfen, sich aus eigener Kraft ein menschen-
wiirdiges Dasein erarbeiten zu kénnen.

g. Fitr das Vertrauen Deutschlands ist auch sein Verhilt-
nis zum Staate lsrael entscheidend. Die Scozialdemo-
kratische Partei Deutschlands erwartet die Aufnahme
diplomatischer Bezichungen zpm Staat Israel. Ange-
sichts der Schrecken dar Vergangenheit mull alles ge-
schahen, um Deutsche daran zu hindern, an emeuten

Vizekanzler Willy Brandt informiert si
Vil sid Q
Stelle fiber die Situation in der Bundeswe;: V:n un:::

Kanzel eines Panzers aus unterri
terrichtet er sich iiber Glie-
derung und Aufbau einer Panzerbrigade. " ele
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Der Parteitag dankt dem Senat von Berlin unter der
Fihrung des Regierenden Biirgermeisters Willy
Brandt dafiir, daR er gegen kommunistische Erpres-
sungsversuche und unter Uberwindung fatalistischer

: und verabschiedet wird. | ig,
) - . Passierscheinvercinbarungen zu Weihnachten 1963
' 10, Der Farteitag ist sich bewuft, daB die Westmidhte and ihrer verbesserten Fortsetzung im Jahre 1064

der Sowjetunion gegen ihren Willen keine Lisung gerungen hat. Die millionenfache Begegnung von
der deutschen Frage nach westlicher Vorstellung auf- Landsleuten aus den verschiedenen Teilen Deutsch-
zwingen kinnen. Die Sowjetunion muB aber zur lands in den Familien Ostberling stirkt den mensch-

Anschligen auf die Uberlebenden des jiidischen Vol-
kes im Staate Israel mitzuwirken.

r Der Parteitag begriift den von der sozialdemokrati-
: schen Bundestagsfraktion eingebrachten Gesetzent-

K?nntnis nehmen, daB sie dem Westen nicht die
Hinnahme der Spaltung Deutschlands und das Her-
ausbre.ﬁen des freien Berlins aus dem freien Westen
aufzwingen kann. In disser Lage muB die deutsche
Frage offengehalten und miissen bessere Voraus-
sefzungen fiir die Wiederaufnahme des weltpoliti-
schen Gesprichs zu ihrer Lisung geschaffen werden.
!Jeshalb diirfen die Bundesrepublik Deutschland und
ihre westlichen Verbiindeten kaine Position in Berlin

und in der deutschen Frage aufgeben.

Das freie Berlin ist das Symbol dafiir, i

deutsg:he_ Frage nicht geldst ist und unsere f.a:;fle:::
in Mitteldeutschland und in Qst-Berlin auf dis Wie-
derherstelluny der Fretheit hoffen kinnen. Deshalb
mHB alle:cr geschehen, was die Lebenskraft Berlins
stirkt, seine Zugehorigkelt zum freien Teil Deutsch-
lands sichert und festigt und die Anwesenheit und
Verantwortlichkeit der westlichen Schutzmichte im

Rahmen der Vier-Mich
Berlin eitate | Acnte-Verantwortung flir ganz

11, Solange die Fretheit nicht fir ganz Deutschland er-
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rungen ist, gilt es, die sich aus d

lands und der Teilung Berlins ::m ﬁ;ﬁ:
lichen Probleme zu lindern. Die Erhaltung und Fr-
derung der menschlichen Begegnungen dient der
Wahrung der Einheit der Nation und macht sie der
Welt sichtbar,

st gy S T T

lichen und nationalen Zusammenhalt, schwicht den
Griff der kommunistischen Gewalthaber auf die
ihnen ausgelieferten Menschen und fordert die Sache
der Freiheit und Einheit Deutsdhlands. Darum sind
die Bemithungen um eine Begegnung der Menschen
aus beiden Teilen Deutschlands fortzusetzen; dabei
kommt es vor allem darauf an, auch die Zonengrenze
fiir menschliche Kontakte zu Gffnen.

Der Parteitag appelliert an alle Landsleute, sich der
nationalen und menschlichen Bewihrungsprobe ge-
wachsen zu zeigen, vor die uns die Aufnahme von
Hunderitausenden auf Besudh kommenden alten
Menschen aus Mitteldeutschland und QOst-Berlin
stellt. Es gilt, diesen unseren Landsleuten zu zeigen,
daf der freie Teil Deutschlands genauso ein Teil
ihres Vaterlandes ist wie des unseren. Sie sollen sich
im Kreise der Familie des deutschen Voikes daheim
fiihlen. Ohne propagandistische Effekte miissen wir
alle uns ihrer annehmen. Soweit unsere Behdrden
den Castgebern dabei zu helfen vermigen, sollten
sie das so unbiirokratisch wie nur moglich tun.

12. Der Parteitag stellt Fest, da8 auch in den Fragen der

deutschen und internationalen Politik zuerst an den
Menschen gedacht werden muB. Von der Uberwin-
dong der Not des einzelnen Menschen bis zum welt-
politischen Ringen um Abriistung und Sicherheit bil-
det die Deutschland-, Europa- und Sicherheitspolitik
der Sorialdemwkratischen Partei Deutschiands ein
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Ganzes. Nach sozialdemokratischer Auffassung miis-
sen gewihrleistet sein:

a) eine Deutschlandpoiitik, die gleichermafen die
Zusammengehdrigkeit unseres Volkes frdert und

den Bemiithungen um die Wiedervereini 1
freier Selbstbestimmung dient; s

b} eine Europapolitik, die weitere Schritte zur Ver-
einigung Europas und die schrittweise Verwirk-
lichung einer Partnerschaft zwischen Europa und
den Vereinigten Staaten von Amerika auf der
Grundlage der Gleichberechtigung vollbringt;

¢) eine :Auj?enpnﬁtfk, die Frieden, Sicherheit und
Verstindigung in West und Ost, Nord und Siid

beharrli -
fﬁrda::r-tl.ldl anstrebt und durdh deutsche Beitrs ge

Die Deutschland-, Europa- und AuBenpoli
1 g ﬁk
freigemacht werden von den l.’ihmmn:ll:::tp‘gir11f-‘.1'1'1141-:?.:‘:;.E

gen, die heute noch infolge der innernen ungen
des Gezinks und der Maﬁ am Spann .

Bonner Koalition belasten.

tkimpfe die gegenwirtige

Aus der Rede Fritz Erlers
am: 24. November 1964

Die Enischliefung Deutschland und Europas Sicher-
heit” war dem Parteitag vom Parteivorstand vorgelegt
worden. Sie stammt im Wesentlichen aus der Feder Fritz
Erlers. Ehe sie — nadh Debatte und unter Einfdgung
einiger Verbesserungen — in der Arbeitsgemeinschaft A
des Parteitages dem Plenum zur Annahme empfohlen
wurde, hielé Fritz Erler, steliv. Parteivorsitzender, dazu
die begriindende Rede.

. . Chruschtschows Sturz hat erneut sichtbar gemacht,
weldh schnelle Verinderungen driiben maglich sind, und
hat uns gleidhzeitiz auch in einer emeut bestiirzenden
Weise den Unterschied klargemacht zwischen einer frei-
heitlidien Ordnung wie der britischen, wo in einer
grofen offentlichen Diskussion ein Regierungswechsel
von der Bevilkerung erzwungen wurde, und einem Re-
gime, in dem das Volk die Abestzung seines Regierungs-
chefs spiter erfahren hat als die Nachbarvilker, und in
dem die Partei die Entthronung ihres Vorsitzenden auch
erst nachiriglich xur Kenntnis gebracht bekam. Ich er-
wihne das, weil ich der Meinung bin, da trotz dieser
Ereignisse driben die Sowjetunion — oder sagen wir
richtiger: Moskau — nicht wie in der Vergangenheit das
einzige Befehlszentrum der kommunistischen Welthewe-
gung bleiben oder wieder werden wird. Ich will kein
Wort zu einem Problem sagen, das wir in der Entschlie-
Bung nicht behandelt haben: dem sowjetisch-chinesi-

schen Disput. '

Wir haben aber ein anderes Problem hier behandelt,
nimlich die wachsenden Autonomietendenzen in den-
jenigen osteuropiischen Lindem, die, auch wenn sie von
Kommunisten gefiihrt werden, sin hsheres MaB an na-
tionaler Identitit wiedergewonnen haben, als das noch

a1l
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vor einigen Jahren der Fall war, Daraus ergeben sich
fiir die deutsche Politik bestimmte Aufgaben und Mdg-
lichkeiten, zumal in jenen nichtrussischen osteuro-
piischen Lindern auch das Gefithl wieder lebendiger
wird, bei aller Verschiedenheit der politischen Systeme
doch ein Teil des europiischen Kontinents, der euro-
piischen Violkerfamilie, der europiischen Zivilisation
und Kultur zu sein.

Daher haben wir hier nodh einmal klargemacht, wie
notwendig und richtig es ist, daB die Bundesrepublik
Deutschland dort physisch vertreten ist. Wit setzen uns
ein fiir einen Ausbau der bereits bestehenden Kontakte
und Verbindungen auch auf kulturellem und wirt-
schaftlichem Gebiet. Wir haben hier nicht vor, den drit-
ten Schritt vor dem zweiten zu tun. Jetzt sind die Mis-
sionen in den meisten dieser Lander erst eingerichtet
worden. Sie miissen sich nun auswirken, und dazu muB

auch die deutsche Politik von Bonn her einen Beitrag
leisten.

Das zweite, was in dieser EntschlieBung eine profe
Rolle spielt, ist das Problem der atlantischen Solidaritit.
Wir brauchen sie, wie ich gestern dartat, um unserer
Sicherheit willen, und wir brauchen sie auch um der
Lésung der deutschen Frage willen,

In dieser Solidaritit gibt es zur Zeit einige storende
Momente. Dazu gehdren Diskussionen, wie sie z. B.
durch den derzeitigen Kurs der franzisischen Regierung
ausgelist werden, Wir haben hier versucht klarruma-
chen, dal die deutschen Sozialdemokraten mit ihrer
stolzen Geschichte in der Bewihrung der deutsch-fran-
zosischen Freundschaft keinen AnlaR sehen, diese
Freundschaft irgendwo in Zweifel zu ziehen, daf sie
aber das deutsche und das franzosische Volk gemein-
sam davor warnen, nunmehr zu weit in die gleichen
Fehler der Uberschitrung der eigenen Bedeutung und
der eigenen Miglichkeiten zu verfallen, die Friiher den
bddiﬁIk:mm:u:&rmmVﬁlﬁmh ge-
worden sind. Das ist der zweite Komplex,

id

AN I s o

i i dung aus
itte i ine praktische Nutza!:lwe:n" g au
E:x déiﬂufl;;;dﬁnk; der atlantischen Solidaritdt fir die

emeinsam zu organisierende Sicherheit. Wir habl?} all
ﬁenen eine Absage erteilt, die glauben, man konu t
europiische Sicherheit ohne dé; amvev:ffmtqnnk E 1;1;
Vereinigten Staa i
‘:;rltg? %:n?i?werden ﬁr den heutigen geogmph;;i;zr;
Bedinguigen dieses schmalen Landstfeﬁenseﬁm Ranes
der eurasischen grofen Landmasse mcht‘m reg o .
Der Atlantische Ozean ist fiir uns heute kﬂ?EBEﬁ;mésdlE
mehr. Er ist eine Art Binnenmeer fiir dl_e a ﬁ;a:r sche
Verteidigung im ganzen EEWDESIE:L uae;j:ammm\:ira—
T i einsamen u '

f:: Eﬁld::ieft;?gfg braudht eine gewisse Tiefe. lﬂlesz
Tiel"e stellt Fiir uns heute der Ozean dar. Ohne dies

Abdedcung wire Europa nicht zu schiitzen.

] ceit einigen Jahren im Berei_d'le der
Esmsgﬂ:a;dlmn?rgaﬂsiﬂmgdm Verteidigung Hﬁ] ganz
bestimmtes Problem. Das ;;; die_Rui; c;r 1;210 r:;lrET

er Atomwallen, 1n X
ﬁ?: f:::::e;]li welche verhingnsivolle Bedeutun%:ri::tn
Wettriisten allgemein und dem nuklearen Wi ;
viisten im besonderen Ffiir den Lauf der We!tm:gg:s?
zukommt, und bemiihen uns daher — das ist auch in

i Ab-
i lieRung gesagt — um eine umflssmdr::
:-I:i?t:n:,nvtsni der w?rgwissen, daf sie nicht vom Himmel

- - - d!
F daR sie nur Schritt fiir Schritt zustan
fg:l#:ldsftndt:;nden kann. Dieses B:m{ihe:'t um Abriistung
kann nicht bedeuten, daR der Westen etnen lebtr!:h\:l;l&
tigen Teil seines Potentials aus der Hand legt, wii
gleichwertiges Potential bei einem dmkbarthegntr
othalten bleibt. Das heifit: mmnﬂﬁndlﬂm
enseitigkeit en, diir '

ﬂwﬁm‘uéldcggcmd\‘ ¢ nicht zerstoren und_mhssl_m an-

Lontrolliert werden konnen, damit der]r_.-mge,
der Vertrige hilt, nicht hereingelegt wird von einem,
der sie bricht.
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»ZUr Lage der Bundeswehr”

1,

24

EntschlleBung des Karlsruher Farteitlages
(23. - 27. November 1964)

Die Biindnis- und Verteidigungspolitik der Bundes-
republik ist vornehmlich eine Funktion der Gesamit-
anlage unserer Auflen- und Wiedervereinigungs-
politik. Die Einbeftung der Bundeswehr in unsere
gescllschaftliche und staatliche Struletur und das
innere Gefiige (nimlich eine moderne, unseren hey-
tigen Erfahringen wund Leithildern entsprediende
Menschenfiihrung) der Bundeswehr stellt uns da-
gegen vor Aufgaben von vornelumlich innenpoliti-
scher Bedeufung; Fortentwicklung und Konsolidie-
rung der Demokratie in Deutschland hingen nicht
zuletzb mit davan ab, ob und wie ¢ gelingt, diese
Aufgaben zu Igsen,

.Der amtliche Bericht des Wehrbeauftragten des

Deutschen Bundestages hat eine Refhe von Schwi-
chen der Bundeswehr offengelegt; .. 2u beseitipen,
ist dringend nétig. Jedoch sollte niemand solche
Schwiichen als isolierte, nur auf die Bundeswehr be-
schrinkte Erscheinung unseres gegenwartigen staat-
licken oder gesellschaltlichen Enbwicklungsstandes
ansehen; es gilt vielmehr zu erkennen, daff die 5i-
tuation der Bundeswehr nur die allgemeine Lage in
der Bundesrepublik widerspiegelt, Die Loge der
Bundeswehr ist allerdings verschiicft durch die Aus-
wirkungen einer wegen rcines vermeintlichen aufen-
politischen Druckes seit vielen Jahren in Ausmall
und Tempao itbertrieben forcierien und in, der Summe
der Vernachlissigung wichtiger Einzelfragen insge-
samt leichtfertipen Verteidigungspolitik der Bundes-
regierung. Die Bundesregierung hat den Grundsatz
#~Lualitit vor Quantitit” keineswegs eingehalten. Es
kann aber kaum daran gezweifelt werden, dafl ncben




I _. der Bundeswehr auch andere grofe Bereiche unserer
W 3 ctaatlichen Institutionen zur Zeit noch keineswegs
i . alien legitimen Anspriichen genugen. Wenn das
| Grundgesetz z. B. auch einen Justizbeaufiragten des
. Deutschen Bundestages oder z. B. einen Beauftragten
fiir das Schul- und Bildungswesen geschaffen hitte,

co wiirden deren amtliche Berichte dhnliche Schwii-

chen zutage treten lassen, wie dies hinsichtlich der

Bundeswehr geschehen ist. Die Bundeswehr befindet

sich also nicht in einer grundsdtzlicher Sender- |

situation.

3. Die gegenwirtigen Probleme der Bundeswehr sind
lsbar; die gegenwirtigen Schwichen sind reparabel. |
Hierfiir miissen zusammenwirken: |

a) Parlament und Regierung miissen den Entschluf
fassen, der Bundeswehr wirklich helfen zu wol-
len. Dazu miissen sie sich befihigen, aus eigener
Anschauung die innere Situation der Bundeswehr
su verstehen: dazu sind hiufige Kontakte mit I
Soldaten aller Dienstgrade nitig. Eine engere |
Verbindung zwischen Parlament und Truppe ist !
nitig — die Institution des Wehrbeauftragten ist
dazu ein notwendiges Instrument; Institutionen
allein reichen jedoch nicht aus. -

= b) Soldaten, Beamte, Angestellte und Arbeiter der i
'§ Bundeswehr diirfen weder wegen der grofen '5
3 Schwierigkeiten, mit denen sie zu kimpfen ha-
E! ben, noch wegen der erheblichen offentlichen Kri-
2! tik resignieren. Sie miissen vielmehr wissen, da
in einem demokratischen Gesellschaftsgefilge —
anders als frither in Deutschland — auch die
Gireitkrifte Gegenstand Gffentlicher und zum Teil
auch harter Diskussion sein miissen. Den Solda-
ten und Beamten der Bundeswehr ist Treue zur
ihernommenen Aufgabe kein bloBes Schlagwort;
ihre Loyalitit darf aber nicht miftbraucht, sie muB
vielmehr 30 erschipfend wie mbglich zum Sffent-
lichen Wohle genutzt werden.

Helmut Schmidi ;
fraktion iat, Vorsitzender der SPD-Bundestags-

25

i
i
L] .I

3

b

i

L




¢} Die dffentliche Meinung und alle Biirger schledht-
hin miissen wissen, daf der Bundeswehr nicht mit
Schlagwort-Diskussionen geholfen werden kann,
Vor allem kommt es darauf an, den Soldaten
Verirauen entgegenzubringen und ihnen dort, wo
es nolg ist, beim Aufsudien besserer Wege Hilfs-
bereitschaft zu bezeigen. Die Biirger miissen wis-
sen, daf eine in ihrer Grundgesinnung demokra-
tische Armee auf die Dauer nur dann mdglich ist,
wenn sie von einem in seiner Grundgesinnung
demokratischen Velke akzeptiert wird, Dazu
miissen die Biirger den Auftrag der Bundeswehr
kennen und verstehen.

4. Die heute erkeanbaren Schwichen unserer Streit-
krifte liegen vornehmlich auf drei Gebieten: In der
militdrischen Organisation, im inneren Gefiige und
tn der Auswahl und Beschaffung der Wafiensysteme.
Die Probleme der Auswahl und Beschaffung sind
nur zum Teil aus eigener Frkenninis und eigener
Kraft zu losen; sie sind zum anderen Tel] strategi-
scher und biindnispolitischer Natur und mnsoweit nur
im Zusammenwirken der NATO-Partner I5sbar,

5. Die militirische Organisation unsersr Streitkrifte ist
zu kompliziert, in der personallen Besetzung im Ver-
hilinis von Stiben und Truppe kopflastig und ins-
gesamt zu schwerfillig. Eine der Ursachen dieser
Umstiinde liegt im Verteldigungsministerium selbst.
Das Fehlen eines von Bundesregierung und Koalition
verhinderten Organisationsgesetzes hat im Minjste
rum zum organisatorischen Wildwudhs gefihrt,
Dieser ist auch dunh die organisatorischen Xnde-
rungen des Jahres 1964 nicht beseitigt worden.

als Spitzenoreanisation der Si‘r.-.:t'tl:rﬂff: in vier klar

voneinander geschiedens Haupiabieilungen gliedern,
nimiich. |

i b (militirische Fiihrungs-
» o "de‘s;::i};;ﬁl—hz:f ;lslfHSarfitﬁtsinspekﬁun — unter
ATl
':lzn Generalinspekteur);

b) Tednik und Riistung {Furﬁic}mng.
und Erprobung, Beschaffung);
Crundsatz-Planung (Gesamtvert:;iﬁiun

K frictige Strategie, Riistu.ngskun .

politik, militirische Technik); .
5-.
inisterielle Verwaltung (Haushal'i, E:;i e
2 :llllﬁ Beschaffungskontrolle, Personal, )

genschaften USW.)-

6. Der Bundeswehrﬁi!n:u
ger Praxis nicht minist
den international nnerkmfﬂ_fen

Entwicklung

g, lang-
Biindnis-

ngsstab ist entgegen bisher;
eriell, sondern vielmehr na
Grundsatzen militi-

- '  von Heer,
i d Territorial-Organisation sI !
mrmz:, ixf;irzlﬁinu;“jede Doppelarbeit in den Fiih

itkrifte © ten einer
7 Istreitkriifte ist zuguns d
et dzt Teéljndeswehﬁiiftmngsstnb aufzu

Konzentrgtion im o g e T?il-

dIs:tllzl';i? In: Hinb}idc: ]:uf m;:

susteichende Vorbereitung deuSehet " i

- idungen _

Eeffe? dE:t;?ermaﬁvsn Planung des personellen Aus

baus. |

iissigemn Papierkrieg ent-

7. Die Truppe muEE:on iib:rﬂ ssig . mf der;l;l;];
po isation und der falschen Geschiftsvert

esministeri erteidigung. Die Truppe
im Bund sterium der Vert . Die Trupee
l*lfl:‘lntt:!l.'aitc:l'\l: dem Bundefwehrfuhn:mgss::rd nd gen
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9. In gleicher Weise muf

unmittelbar durch E

chen in die Truppe IE?ESE:
sterielle Verordnungsh!
Eufzunehmen, was die
iibrigen sind allgemeine
Rege:l nur bis an die Ko
zu richten; diesen muR aufg

sungen in Befehle fiir die Truppe umzusetzen

Bzesc:fmffuﬂg von W
sichtiger Dispositionen,
Hauptabteilung Techinik

Natiuna!ﬁkunnmen,

- schiedenartigen Vorbildy erufserfahyy
. n
kann ein Optimum Erwartef wt?ng Seriahrung

éine neue Hauptabteilun
g fhr
bedi; Zusammengesetzt werden, Hi
psg;gﬂﬂ 'ﬂsr EHEH:I die Arbeitsgebiete dg:: ;Er: dI::er
und Abriiste de:: internationalen Riistungskontralle
ng des organisatorisdh
len Ausbaus, damit wi ariscnen und personel-
. ¢, damit WIT Unsarer R II £
und ihren Gremie er Rolle in der Allianz
stiitzen kénnen, n auf sorgfiltige Vorarbeiten ab-

Grundsatz-Planung

11, Das. Schliisselproblem f£ir inneren
Gefilges liegt bei dem kntu.mE ey e

usgebildeten Fithrern

¢, Richtlinien und derglei-
emnzuregierer. In das mini-
att fiir die Truppe istm:::r
Tru;fpe wirklich angeht. Im
Wms_t_mgm aller Art in der
1ps, Divisionen und Brigaden

etragen werden, Wesi-

affen und Gerdt bediirfen um-
Dazu braucht man in der
nd Riistung Soldaten, Ver-

T2,

Korcsiidiciung” hat kaum Fortschritte gemacht, weil
hei Unteroffizieren, Feldwebeln und Kompanieoffi-
rieren immer wieder neue Liicken entstehen. Deshalb
mufl die vollstindige Ausbildung der porhandenen
Truppen wnd die Besetzung ihrer Fehlstellen abso-
luten Vorrang haben vor allen Neuaufstellungen.
Fwei schlecht ausgebildete Bataillone mit vielen
Fohlstellen im Unterfithrerkorps haben einen gerin-
geren Wert als ein voll kampffihiges Bataillon.

Wenn die Truppe endlich zur Ruhe kommen soll, so
brauchen wir mehr als bisher qualifizierte Manner,
die den Beruf des Unteroffiziers ergreifen wollen.
Dazu missen die Ausbildung, die Aufgabenstellung
sverhalh der Bundeswehr, die allgemeinen Lebens-
umstinde der Unteroffiziere verbessert und darnit
ihr geselischaftliches Ansehen gehoben werden. Der
Beruf des Unteroffiziers muf atiraktiv werden, da-
mit er Hichtige, selbsibewuSte junge Minner an-
zishen kann. Dazu hat die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion bereits ein umfangreiches Programm
vorgelegt. Insbesondere ist hervorzuheben:

a) Das Unieroffizierskorps ist das Ridkgrat Jor
Bundeswehr.

b} Es muB Allgemeingut werden, daB die jungen
Offiziere in dem ilteren Feldwebel ihren erfahre-
nen Kameraden sehen, von dem man etwas lernen
kann. Erfahrene Untercffiziere diirfen nicht be-
vormundet werden, sie brauchen einen selbstin-
digen Verantwortungsbereich. Andererseits darf
bei Unfillen und bei Vergehen gegen die Grund-
sitze moderner Menschenfilhrung die Verantwor-
tung nicht auf einen Unteroffizier oder Unter-
fHihrer abgeschoben werden.

¢) Die Wohnungs- und Familienfiirsorge Fir ver-
heiratete Soldaten muf wesentlich ausgebaut
werden. Sogenannte ,Soldaten-Gettos” sind ab-
sulehnen. Verheiratete Unteroffiriere diirfen
picht vor Ablauf amtlich festzulegender Mindest-
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zeiten in andere Standorte versetzt werden. Fiir
die Nichtverheirateten miissen in allen Kasermen
Unteroffiziersheime und moderne Sportanlagen
zur Verfiigung stehen; die Truppenunterkiinfte
fiir unverheiratete Unteroffiziere bediirfen in vie-
len Fillen — wie auch fiir junge Offiziere — der
Verbesserung und der QOrienticrung an dem Bei-
spiel der in anderen gesellschaftlichen Bersichen
fiir Alleinstehende errichteten Wohnheime.

d} Die Uniformen des Unteroffizierskorps sollen in
Qualitit und Ausstattung denen des Offiziers-
korps entsprechen,

13. Fiir den Offiziersnachwuchs sind bessere Bildungs-
und Ausbildungsmiglichkeiten zu schaffen. Die vom
Bundestag schon bei Beginn des Aufbaus der Bun-
deswehr einmiitig aufgestellte Forderung nach einer
akademischen Bildung muf endlich laufbahnrechtlich
vorgeschrieben und verwirklicht werden. Eine sin-
seitig nur auf das Waffenhandwerk abgestellte Aus-
bildung ist zwar zeitlich schneller zu erreichen, auf
::i:; Dauer des Berufsweges jedoch voll innerer Ge-

ren.

a) Die rein militirische Ausbildung bis zur Lent-
nantsbefirderung kann kurz sein, Der junge
qutnnnt soll jedoch nach einer kurzen Truppen-
dienstzeit auf vier Semester zu einer Hochschula
oder Lniversitdt abgeordnet werden. Fiir thn ist
ein auf den Offiziersberuf zugeschnittener, be-
sonderer Studiengang mit Pfichtfichern sinerseits
mm:! weiten Wahlméglichkeiten andererseits sip-
funchtm Die neuen Universititen kinnen hier
in Zusammenarbeit mit der Schule fiir Innere
Fihrung Pionierarbeit leisten. Der Studiengang

abschliefen. emischen Pritfung
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Dras Klima in der Bundeswehr ist nicht nur abhidngig
van dey Menschenfithrung durch dic Vargesetzien
und von zwischenmenschlichem Verhalten aller Spl-
daten, sondern auch wesentlidh als Reswliaf der
Personahoirtschaft und  des Beforderungswesens.
Auf diesem Gebiete liegen entscheidende Verbesse-
rungsmoglichkeiten. Unterschiedliche oder gar durch
persinliche Beziehungen herbeigefiihrte Stellenbe-
setzungen und BefSrderungen schidigen den kame-
radschaftlichen Zusammenhalt.

a} Die Einzelbearbeitung und -ent-dheidung  von
Stellenbesefzungen wund Beférderurigen im Uater-
offizierskorps muR weitestgehend dezentralisiors
und in die Verbinde delegiert werden,

b) Otfiziersbefdraerungen bis zum Hauptmann ein-
schlieBlich erfolgen in der Regel nach der fir
ieden Offizier zugdnglichen Rangliste, die nady
AbschiuB von Ausbildung und Studium des Leut-
nants festzusetzen ist. Frst nach dem Stabsoffi-
zierslehrgang ist auf Grund einer Gesamtleistung
die Ranglistenstelle des Oftfiziers ney festzusetzen,

ste bleibt bis zur Beférderung zum Oberstleutnant
einschliefilich mafigehend,

¢) In der Regel darf kein Soldat — abgesehen van
seiner Ausbildungszeit — héufiger als einmal in-
nerhalh von =ppei Jahiren zu ciner anderer Einhait
verselzf werdan,

d) Soweit niche tatsichlich das Ansehen oder die
Zuverlissigkeit gefdhrdet wird, diirfen Tatsachen
i familidver und jim privaten Bereich des Soldn-

ten keine Rolle fitr personalpolitische Eitschei-
dungen spielen.

e) Die Besoldung aller Soldatens ist auf die Beson-
derheiten der militiirischen Laufbahnen und auf
die relativ frijhen Pensionierungsalter abzustellen.
Das wihrend der Laufbahn insgesamt zu zah-
lende Gehalt ist stirker als bisher auf die jinge-
ren Alters- und Rangstufen zy verlagern,




) Die Familien der verheirateten Scldaten sind bei

Erhaltung der Freien Arztwahl — auch im Inter-

esse der Berufserfahrung des drztlichen Personals

— in die Heilfiirsorge einzubezichen. Aus dem

i 5 gleichen Grunde sollen die Lazarette der Bundes-
- -' wekr in Krankenhiuser umgewandelt und auch
i ::' fiir die Heilung ziviler Kranker verfiigbar gemacht
werden. Den Sanitatsoffizieren miissen gleiche

Aufstiegschancen eingeraumt werden, wie sie

allgemein fiir das Offizierskorps gegeben sind.

Diese MaRnahmen dienen vor allem auch der Be-

| setzung der erschreckend vielen Fehlstellen fiir

= Sanititsoffiziere.

e i g) Die Personalabteilung des Bundesverteidigungs- |

Tk ! ministeriums soll sich auf die allgemeine Perso- |

SR : nalwirtschaft und auf das Soldaten- und Lauf-

¥ bahnrecht konzentrieren, Offiziersstellenbesetzun-

B gen sollen im allgemeinen Sache des Bundeswehr-

N fiihrungsstabes und der ihm nachgeordneten Fith-
rungsstibe sein.

16. Die Verwirklichung der Vorschlige dieser Entschlie- 3
gung setzt Umschichtungen im Verteidigungshaus- -
halt voraus. Die Sozialdemokratische Partei ist be- e
reit, sclche Umschichtungen herbeizufiihren. y

| 17. Die Bundeswehr braucht Wehrpflichtige, die den
| i kérperlichen Anforderungen des Dienstes gewachsen
sind; auch deshalb miissen die Schulen endlich in
austeichendem Mae und regelmiig Sport treiben.
Ebtnmmﬂsmdhiungm&-dﬂmdnhimeid\en-
des Wissen mitbringen.

Vor allem aber darf die Bundeswehr erwarten, daB
die jungen Soldaten eine elementare Vorstellung von
den Rechten und Pflichten des Staatsbiirgers be-
sitzenr. ,Staaisbiirger in Uniform® sind nur méaglich,
wenn die jungen Manner auch schon vor ihrer

Dienstzeit mn bewufSten Steatsbilrgern erzogen wor-
den sind.

Aus der Arbeits : |
gemedr "
SPD-Parteitag; von Hr:;f-:fﬂff A" auf dem Karlsruher

2 nach rechts;
rau Holborn; Oberstlentnany Hu!bun: ; ﬁ;iffﬁ:ﬁ:ﬂn?ﬁ
; nrie
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Die dlteren Soldaten sollen ermutigt werden, als Mit- _ o
glieder von ehrenamtlichen Ausschiissen und von Ge- | r
meinderdten am kommunalen Leben teilzunehmen, ¥ was feh“’_ der Bundeswer“'
um dem gegenseitigen Verstindnis und dem Infer- -

essenausgleich zwischen kommunalen Chreanen und : L: Cem A 2 in
Bundeswehr zu dienen. Auszug aus ol ufsa

Armee gegen den Krieg™')

Helmut Schmidt:

18, In dem BewuBtsein, damit der Demokratie und dem -

sozialen Rechtsstaat zu dienen, wird sich die Sozial- .

demokratische Fartei weiterhin der bereditigien .

Interessen der Soldaten praktiséh annehmen. Sje

wird andererseits ihre parlamentarische Macht nach-

- driicklich dafiir verwenden, daB die Grundsitze der

Klare Verantwortlidikeiten schaffen

rin e isation, Fehler in der
Fehler in der militirischen noﬁﬁfia&:ngnm besonders

- i jederung exzeugel - is wirken weit
; Inneren TFithrung voll verwirklicht und weiterent- - f,f::eﬂggid'ler von Um“aglé&'bk;;?m?;&wﬁnﬂn. Die ;
| wickelt werden. Sie wird schlieRlich auf alleny Stufer; ,F in den alltiglichen Dienstbetrie g65 gibt dafiir ein 5

des Gffentlichen Lebens dufiir eintreten, daft die Sol- - Starfighter-Tragidie des Jahres 1963
LT | daten mit den gleichen Redhten und unter gleicher - trauriges Beispiel. ._
5 S Wiirdigung ihrer Leistung am Leben der Gemein. : : Bundesverteidigungsmira- :
e schaft teilnehmen und ihr dienen kéinnen, wie nlle . Die in der Organisahion des

anderen Bfirger auch, o

Anderungen
; und 1965 VOIgencMMENEr 3 R
Bl e
-y T : | haben IW" " . un gel sin wenig E?]J.d‘l lite
id u den Zustan er noch unzureichend. Nadh wie vor su&n
i sind fhﬂmmmﬂm ihungen um Drgiﬂiﬁiﬁmsf’fﬂ}mmd e
. , ; da; Ziel ;ﬁlﬁ Ministeriums in vier kla_rd:unun er
X | ':ei&li:dﬂll Hauptabtellungen s.in, niémiica:
o . tab (militirische Fiihrungsorga-
" Eﬁiﬁnﬁ:ws&lﬁeﬂhsm émiﬁtsinspﬁkﬁ““ = unter

B . i dem Generalinspekteur); _' nd
RE 3 2. Technik und Riistung (Forschung, Entwicklung
5 | " Erprobung, Beschaffung);

| idi-
Finanzplanung, Gesamtverteidt-
l :_ 3. Grundut!phnu;EE l:(i'lt egie, Rilstungskontrolle, Biind
R mmmﬁk'sj' mihﬂ"ﬁﬁ,d“ Forschungsplanung);

- J ﬂ'-vlﬂﬂ [ ] St“ﬂ"
1y Hrsg. von Wolfram von Raven, Seetwul g

gart 1966
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4. Ministerielle Verwalty
ng (H
BEﬁchaffungsknnthe, Pﬂ&uzﬁhﬂgﬁ?aﬁgidl?fd

reichs. Da wird in einer akribischen Weise angewiesen
und befohlen, die oft den uns Deutschen nachgesagten
Hang zum Perfektionismus in schonster Weise bestatigt.
Dagegen lehrt man jedoch auf den Offiziersschulen und
auf der Fithrungsakademie die grofien Vorziige der Auf-

tragstaktik vor der Befehlstaktik.

Besonders gefihrlich ist die Neigung vieler hoher Offi-

ziere in den Stiben, aber auch mancher Truppenkom-

‘ mandeure, sich durch eine minutise Befehlsgebung ab-
susichern, die alles regelt und an alles gedacht hat und

arbeiten, wie eg den militirische

i];:;g:;: gt::::d :u:ht nac_h der ﬁbﬂ;mh:ﬂ:vﬂﬁfﬁu:u:dmb

picle mgdziumstenum ein biBchen 2y minutis nd

e I afl ganz richtig interpretierten Gms‘und

men Cexhitsrinang” ot pomr ot
tdrischen Stab nicht im mtm:ﬁ:

d
ann, wenn man durch eine Reithe von Jahren hindurdh

D L)
Das hat man aber nicht getan, ung das kann man audy
X au

die nur den einen Schinheitsfehler aufweist, daB sie der
Anpassung an die praktischen Moglichkeiten derer, die
diese Befehle ausfiihren sollen, keinen Spielraum laBt.
Wenn dann etwas schief geht, so liegt die Schuld formal
natiirlich bei denen, die jenen allzu komplizierten Befehi
nicht bis auf den i-Punkt genau ausgefiihrt haben.

Diese Tendenz zu ,Absicherungsbefehlen® ist schlimm.
Das Offizierskorps muB sich selbst dazu erziehen, sie fiir
unehrenhaft zu halten. Bis zum ersten Weltkrieg ein-
schlisflich war es noch @blich, daR der Generalstabs-
offizier der Division seine abweichende Meinung ins

Kriegstagebuch schrieb, wenn der Kommandeur der Di-

vislon anders befahl, als er es ihm angeraten hatte.
Dieser Brauch ist leider abhanden gekommen. Wenn

aber sich die Bundeswehr auf die Dauer gesurnd ent-
widkeln soll, so darf es nicht nur das Recht eines OFfi-
ziers, sondern muf es geradezu seine PHicht sein, dann

jedenfalls Gegenvorstellungen zu erheben, wenn ihm
ein Befehl gegeben wird, von dem er weiB, daf er nicht

auskithchar ist. Zu den soldatischen Tugenden gehirt
eben auch Tapferkeit nach oben oder ,Zivilcourage in
Uniform®. Sie ist um so ndtiger, als natiitlich das lang-
jihrige Zustindigkeitsdurcheinander im Verteidigungs-

ministerium und die stindige Oberforderung aller Fih-
rungskrifte durch die berhastete Aufstelung der Ver-
binde die Tendenz zur Flucht aus der perstnlichen Ver-
antwortung beglinstigt und oftmals provoziert hat.

7
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minist Bund rhoi e
ol G G et
alle wia

Nagold imstande, n
y _ ¢, nicht allein den inen .
en kieinen Rauh schuldig werdenk]::hsind!?:l;:]giﬂ |
, sichar .’

s 50ndern auch den

nicht nyr dort .
— Beflissentlich waity
erbreime MiB-

verstindnis d
ibern 5 des aug der angelsichsischen Staatslehre

u Ommenen Be :
zben nicht, wie E]ﬁl:fisbieﬂ:ﬂ*ﬂwl control”. Ey bﬁmm

der Bearbeitung durch die Personalabteilung vorbehalten
bleiben.

Langfristige Plaming ndtig

Umpgekehrt steht natiirlich auch eine gute, voll aufge-

stellte Truppe dann unter einem schweren Handicap,

wenn ihre Waffen, Fahrzeuge und Gerite nicht befrie-

digen sollten. Die Bundeswehr braucht, um ihren poli-
tischen Zwedk der glaubwiirdigen Abschredamg zu er-
fisllen, eine erstklassige technische Riistung und das je-
weils bestgeeignete Gerat, Auf diesem Gebiet sind in
der Vergangenheit eine Reihe von voreiligen Fehlent-
scheidungen vorgekommen, die zum Teil auf mangeln-
Jden Kenntnissen der Verantwortlichen beruhten, zum
Teil aber auch darauf, daf sachfremden Uberlegungen

suviel Einfuf bei der Beschaffung eingetiumt wurde.

Die bei der Umorganisation des Bundesverteidigungs-
ministeriums im August 1065 geschaffene Hauptabtei-
lung Technik und Riistung muB wissen, daf kiinftig
keine Produktions- oder Kaufentscheidung mehr er-
gehen darf, der nicht erschépfende tedhnische Erprobun-
gen und Truppenversuche der Prot und Null-
serien vorangegangen sind, und zwar in aller Regel
auch auf deutschem Boden und unter deutscher Leitung,.
Niemals darf eine Waffe nur deswegen gekauft werden,
weil sie im Lande X produzlert wird und man sich die-
sem Lande X gegeniiber schon vor der Erprobung aus
politischen Griinden zur Abnahme verpflichtet hat.

Weiterhin sollte die neue Hauptabteiliing Technik und
Riistung so schnell wie méglicdh die personellen und
wissensmiRigen Voraussetzungen dafiic schaffen, um
gine angemessene deutsche Mitwirkung bei gemeinsa-
men waffentechnischen Entwicklungen inmerhalb der
Allianz zu sichern. Fiir die internationale Konkurrenz-
fihigkeit der deutschen Wirtschabt ist es notig, daB wir
den Anschluf an den Fortschritt der technischen ¥Wissen-
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seine eigenen Maoglichkeiten und seine eigenen Mittel
o einzurichten, daf man auf moglichst viele der ver-
schiedenen zukimftigen Entwicklungsmoglichkeiten vor-
bereitet ist und ihnen gewachsen bleibt.

In der deutschen AuBenpolitik wie auch in der deut-
schen Verteidigungspolitik, soweit sie AuRenpolitik ist
(oder, genauer gesagt: soweit sie Militérpolitik nach
auBen ist), fehlt es in der Fithrungsschicht bisher weit-
hin an der Erkenntnis, daf anf die Dauer Verteidigungs-
und Riistungskontrollpolitik nicht von der Hand in den
Mund gemacht werden kénnen und daB es auf die Dauer
auch nidht ausreicht, in paragraphenihnliche Form gegos-
cene Grundthesen zu haben. Wenn man bei Entscheidun-
gen, die man heute trifft, einigermafien sicher sein will,daf8
cie iiber 1g7o hinaus brauchbar bleiben, dann muf man
klare Vorstellungen von den moglichen Welten des Jah-
res 1975 haben. Sie zu analysieren, darf man aber kei-
nesfalls dem einzelnen Generalstibler iiberlassen. Man
Jarf es auch nicht ausschlieBlich Soldaten aufbiirden.
Weder ein einzelner noch eine rein militirische Insti-
tution kann beispielsweise mit ausreichendem Zuverlis-
sigkeitsgrad abschitzen, welche neuen wissenschaFtlich-
technologische Erkenninisse auf den verschiedensten Ge-
bisten bis zum Ende der siebziger Jahre zu erwarten
cind oder wie sich die politische Lage innerhalb des Ost-
blocks oder innerhalb des Westbiindnisses bis dahin
vermutlich gestaltet haben wird.

In den USA gibt es zahlreiche Institute, die sich mit der-
artigen Fragen beschiftigen und zu diesen Fragen ¢ine
ausgedehnte Literatur hervorbringen. In der Bundes-
tepublik gibt es kaum eine Handvoll Leute, die diese
Literatur wenigstens gelesen haben. Aber nicht nur die
USA, sondern auch GroRbritannien und Frankreich sind
uns auf dem Gebiet der langfristigen Analyse und der
strategischen Grundsatzplanung um Riesenlingen vor-
aus. Nachdem unsere Versiumnisse auf diesem Gebiet
bisher am krassesten im Zusammenhang mit Fragen der
Riistungskontrolle nach auRen hin in Erscheinung getre-
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ten waren, haben wir es jetzt mit Ach und Krach zu
einem Abriistungsbeauftragten gebracht; er wurde mit
Recht nicht dem Verteidigungsministerium, sondern dem
Aufsenministerium attachiert. Zweifellos wird sich her-
ausstellen, daf es nicht geniigt, ein derartiges Amt zu
schaffen und mit seiner Wahmehmung einen tichkigen
Mann zu betrauen, sondern daf es vor allem siner trag-
fahigen Basis bedarf in Gestalt einer Einrichtung, die
strategische Fragen aller Art (und Riistungskontroll-
politik ist doch ein Bestandteil der Gesamtstrategie!)
analysiert,

Da8 wir von unseren Alliierten, wie erst unlingst bei
der Genfer Abriistungskonferenz, immer wieder iiber-
rascht werden, das liegt nicht zuletzt daran, dafl wir
nicht rechtzeitiz mitdenken. Wenn man mit den UUSA
verbiindet ist und bleiben will, wenn man infolgedessen
von ihren strategischen Entschliiscen aufenpolitisch wie
militirisch in starkem MaRe abhingig ist, dann muR
man sehr genau und sehr intensiv stindig verfolgen,
was in den USA auf diesem Gebiet untersucht und dis-
kutiert wird, um friihzeitig zu erkennen, mit weldhen
amerikanischen Entschliissen man moglicherweise redh-
nen muB und um imstande zu sein, auf diese Entschei-
dungen EinfluR zu nehmen, solange die Probleme nodch
im Diskussionsstadium sind. Wenn sich in Washington
schon eine Meinung gebildet und vielleich sogar schon
der Prisident sich &ffentlich geiuflert hat, dann fiihrt es
zu nichts, nun erst den eigenen Botschafter sagen ru las-
sen: ,Wir sind dagegen!” Das ist die beste Methode,
um sich bei seinen Freunden unbeliebt zu machen. Wer
die Strategie der USA beeinflussen will, der mufl an der
strategischen Diskussion dieses Landes teilnehmen,

Aus diesen Griinden brauchen wir im Verteidigungs-
ministerium eine Hauptabteilung fiir Grundsatzplanung.
Diese Apparatur sollte zahlenmiifig klein sein, aber sie
muf aus hochqualifizierten Mitarbeitern bestehen. Ob
ihr Leiter ein Soldat, ein Wissenschafiler, ein Diplomat
oder ein Verwaltungsjurist ist, das spielt keine Rolle:
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Ungeachtet der gegemwirtigen biindnispolitischen
Schwierigkeiten halten wir FKir wiinschenswert, durch

militiricche Zusammenarbeit mit Frankreich, auch bel
der Entwiddung und Produktion nichtnuklearer Watfen,
eine moglichst enge Verzahnung herbeizufiihren.

»Deutschlandpolitik unter d
sicl_1 _Endernden welt- -
politischen Bedingungen”

Auszug aus der EntschiieB
ung des Dortm
Parteltages (1, - 5. Juni 1866) under

3 Die nukleare Frage innerhalb des westlichen Biindnisses
muf unter dem Gesichtspunkt unserer sicherheitspoliti-
cchen Notwendigkeiten gesehen werden. Sie dart nicht
unter Prestigegesichtspunkten bewertet und beurteilt
werden. Eiir die Bundesrepublik Deutschland ist eine
Beteiligung an der gesamtstrategischen Planung der

Allianz aus folgenden Griinden notwendig:

A . -

be?mtig esuzangh':: werden kfrm, durch Riistungs- a) Die Skrategie des Biindnisses ist fir uns unter allen

Gleichgewicht d €genseitige  Riistungskontrolle efn . Umstinden von lebenswichtiger Bedeutung. Daraus

wesenbidh § er militirischen Krifte auf einer Ebene | ergibt sich die Forderung auf volle Beteiligung an der
erabgesetzior Ritstung zu stabilisieren, : Planung.

b) Die deutsche Beteiligung kann sich auf eine wirk-

Iﬂ:ﬁﬁ;ieugﬂier%m und die Handlungsfihigkeit der

Fabigkeit der Atlantisdun ALy oy, EEISamen | same gemeinsame Planung beschrinken. Die Gemein-

von einem Angriff auf Mitp]; ¢ abhingig, andere . schaftslosung des nuklearen Problems muf auf die
itgliedstaaten der Allianz ab- abriistungspolitischen  Notwendigkeiten  Riicksicht

zusch ;
P:ls‘m:d;fln vgﬂl&;;;ﬁ"ivﬁle Tmi’forien der Alllanz- nehmen, Deutscher Mitbesitz an nuklearen Watfen
» Wir wiederholen unsere Fest- ist nicht erforderlich und wird auch ven uns nicht

stellung, da@ dazu eina A : ¥
Ferners. de Allans smecosbe o 8 amie den
s - :
mﬁ:;:;::;ﬂ;“:f::%mes Verhiltnis zwischen kon- ) Die Bundesrepublik Deutschland trigt besondere
Sicherheit der Allianz aren Waffen notwendig ist. Dis 3 Verantwortung fiir das Uberleben des ganzen deut-
pariner kann nur in enger militii- | schen Volkes. Thre Regierung mu8 daher ein Veto-
' recht ausiiben kénnen, wenn die Auslisung solcher
Nuklearwaffen verfiigt werden soll, die auf deut-
schem Boden stehen oder gegen Ziele auf deutschem R

Sicherheit ungd Abriistung

3
—_————r s oEE—— e —

}gl:ninu:lngﬁeplmtm Verteidigung rur Ve ste-
jedoch micht Lok Ium tzungstatus kiénnen wir
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Boden gerichtet sind.

Fine Verzahnung der politischen Fithrungsstibe der
Biindnismichte auf hichster Ebene ist notwendig, ein-
schlieRlich modemster fernmeldetechnischer Verbindun-
gen und damit der Moglichkeit zu schnellstem Austausch
von Anregungen, Bedenken und Zntscheidungen. Die
Bundesregierung muf an der Bewiltigung auBenpoliti-
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scher Krisen, welche Deutschland betreffen, als Sub:

) X =hs ‘Ekt
u‘nd n_lcht bloB als Objekt beteiligt sein. Daraus lfl:r;ht
sich d!e Forderung nach Schaffung aller technischen und
organisatorischen Voraussetzungen Fiir ein unter den

Regierungen des Biindnisses ' ‘
emeinsam -Ma-
nagement. ° " Rrisen-Ma

— TR —— = L= = .

Aus der
Rede Helmut Schmidts

am 3. Juni 1966

Die Entschliefung Dewtschlandpolitik unter den sich
andernden welipolitischen Bedingungen war dem Partei-
tag vom Parteivorstand vorgelegt worden. Sie stammt
um wesentlichen von Helmut Schmidt, der in der Ar-
beiisgemeinschaft B des Parteitages auch die begriin-
dende Rede hielt.

Nun zur gegenwartigen Weltlage und zur Lage Euro-
pas als der Rahmensituation, in der unsere Probleme
gesehen werden miissen! Man kann heute kaum noch
bezweifeln, daB die friedlihe Wiedervereinigung des
deutschen Volkes nur in Zusammenhang mit einer Wie-
derherstellung Europas moglich sein wird. Europa ist
gegenwirtig ein rein geographischer Begriff ohne poli-
tische Identitit. Z. B. die Formel ,Europa vom Atlantik
bis zum Ural” ist ohne jedweden politischen Gehalt.
Entweder reicht Europa politisch bis zur polnisch-sow-
jetischen Grenze oder aber schlieft es die Sowjetunion
ein, d. h. dann aber die ganze Sowjetunion; dann wiirde
Europa bis an den Stillen Ozean und bis nach Wiladi-
wostok reichen. Wenn man aber die ganze Sowjetunion
in diesen politischen Begriff ,Europa” einschlieft, dann
mul dieser politische Begriff ,Europa® auch die Ver-
einigten Staaten von Amerika einschlieBen. Beide Welt-
michte haben fast zwei Jahrzehnte lang sich vornehm-
lich in Mitteleuropa gegenseitig in Schach gehalten. Von
der Entwicklung des Verhiltnisses zwischen diesen beiden
Weltmidhten zueinander wird — in Gegenwart und Zu-
kunft — auch die Lage Europas entscheidend beeinfluflt,
aber keineswegs ausschlieSlich von dem Verhiltnis die-
ser beiden Weltmichte zueinander.
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Der zweite Weltkrieg hat die Vereinigten Staaten end-
glltig aus ihrer isolationistischen Geschichte herausge-
lost. Diese urspriingliche Seemacht hat, als sie in den
Krieg eingetreten ist, sehr schnell ihre militirischen
Fihigkeiten bis zur Moglichkeit totaler Zerstrung eines
Gegners entwickelt; dariiber hinaus hat dieser Krieg die
UDA gezwungen, sich sowohl] in Asien, als auch in Fu-
ropa mit riesigen Armeen zu engagieren. Dieses Enga-
gement hat verhindert, daf der zunidchst eindeutig
sowjetisch gesteuerte Kommunismus die beiden Konti-
nente iiberschwemmte. Fiir Asien war der Koreakrieg
das ausldsende Ereignis. Fiir Europa waren die auslgsen-
den Ercignisse dieses massiven und permanenten ameri-
kanischen Engagements etwas frither gelegen; es waren
die Berlinblockade 1048/49 und die Begriindung des
Nordatlantikpakts 1949.

Etwa seit jener Zeit, seit der Begriindung des Nord-
atlantikvertrages, wird die europiische Entwicklung, so-
weit es das Verhiltnis der beiden Weltmichte zuein-
ander betrifft, durch drei deutlich unterscheidbare
FPhasen gekennzeichnet.

Die erste Phase stand unter dem Machtdrudk der nach
dem Krieg nicht demobilisierten sowjetischen Armeen.
Dieser Machtdruck wurde abar aufgewogen durch die
qualitativ andere Filhigkeit Amerikas zur weitgchenden
Zerstorung, zu einer nuklearen Zerstorung einer {iber
den ganzen Erdball eingekreisten Sowjetunion. Die
Sowjetunion hat zu jener Zeit solche nuklearen Fihig-
keiten nicht besessen, In dieser Lage mufite Moskau, als
sich die Ergebnisse des Marshallplans schnell sichtbar
abzeichneten und als die Wiederbewaffnung der Bun-
desrepublik bevorstand, die Entwidklung als gefihrlich
empfinden. Diese Einschitzung der Lage hat zu den
Noten vom Frithjahr 1952 gefithrt, in denen Moskay —
mindestens dem Anschein nadh — die Wiedervereinigung
Deutschlands anbot. Ich sagte, dem Anschein nach; denn
die Ernsthaftigkeit dieses Angebots wurde nicht erprobt,
wurde nicht ausgelotet, weil man in Bonn und Washing-
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ton glaubte, die wachsende militdrische Starke des
Westens wiirde zu einer weit groleren Nachgiebigkeit
in Moskau Kithren.

In der zweiten Phase ist jedoch das Gegenteil eingetre-
ten, nimlich die Sowjetunion stieg in der zweiten Hilfte
der soer Jahre zu einer Muklearmacht von globalex
Reichweite auf. Damit wurde das bisherige Gleichge-
wicht zwischen konventioneller Sowjetarmee und
nuklearer amerikanischer Dbermacht gestort.

7.1 Wiederherstellung des Gleichgewichts ist dann der
AuFmarsch starker konventioneller Krifte auch auf west-
licher Seite erforderlich geworden. Andererseits hat in
jener Phase die Sowjetunion, insbesondere ihre Fithrung
durch Chruschtschow, die madhtpolitische Bedeutung
threr neugewonnenen Nuklear-Kapazitat hoch {iber-
cchiitzt. Das hat zum Scheitern des Herterschen Friedens-
paketes in Genf 1959, das hat zum Scheitern der Gipfel-
konferenz zwischen Eisenhower und Chruschtschow in
Paris 1960, zur Berlinkrise des jahres1961 und vor allem
zur Kubakrise des Jahres 196z gefilhrt. Die Kubakrise
beendete gleichzeitig die zweite Phase und leitet eine
dritte Phase ain,

Beide Konfrontationen, Kuba sowohl als audh — in
schwidcherem MaEe — Berlin, haben in den Machtgebie-
ten beider Weltmichte endgiiltig zu jenem BewuBtsein
erheblicher Interessenparallelititen gefiihrt, das schon
wihrend der Doppelkrise Suez—Ungarn blitzartig ein-
mal aufgeleuchtet und dann wieder abgesunken war.
Geit Kuba also sind sich beide Weltmichte endgiiltig
iber das Bestehen von Interessenparallelititen Im
klaren. Kennedys Strategy for Peace ist dafiir genauso
Zeugnis wie der Moskauer Atomteststop-Vertrag von
1963 und die beiderseitige ernstliche Bemiihung — z. B.
jgt:tinGlmf—umanuitzndcknmmm!inﬂ?ﬂ-
E:Lgu iiber dir Nichtweiterverbreitung nuklearer Waf-




Diese Interessengleichheit beruhz ganz weitgehend auf
dem, was wir das gepenseitige nukleare Patt nennen.
Trotz gewaltiger militirtechnischer Fortschritte sind
beide Weltmichte in ihrer Handlungsfreiheit einander
gegeniiber auferordentlich eingeschrinkt, eben wegen
der Gefahrlichkeit dieser Mittel. Wenn man zuriideblickt,
kann man sagen, daf die Vereinigten Staaten von Ame-
rika, die anfangs der soer Jahre unter Foster Dulles vom
containment zum roll-back iibergehen wollten, tatsich-
lich inzwischen wieder beim containment angekommen
sind. Sie sind also dort, wo sie mit der Sowjetunion
konfrontiert sind, zu der Zielvorstellung einer Aufrecht-
erthaltung des gegenwirtigen Zustands gelangt. Das
Sendungsbewuflisein von Foster Dulles, der die Welt
befreien wollte, ist heute eher einer skeptischen Beur-
teilung der eigenen Moglichkeiten gewichen, einer skep-
tischen Beurteilung, in der sich frotz des Ansdhieins
tiefster Gegensitze sowohl Dean Rusk als auch William
Fulbright durchaus begegnen.

Aud die sowjetische Machtelite hat aus der verinderten
Weltlage Konsequenzen gezogen. Sie hat trotz grofer
Enttiuschungen die Ideclogie einer kommunistischen
Weltumwiilzung sicherlich nicht aufgegeben, Aber die
Manipulierung der Ideologie als Werkzeug 2ur Siche-
rung der Macht der Zentrale ist wichtiger geworden als
der eigentliche Inhalt der Ideologie. Dije Ideologie hat
Werkzeugcharakter bekommen. Fiir die AuBenpolitik
Moskaus ist denn auch nicht die Ideologie die wesent-
liche Triebkraft, sondern fiir die AuBenpolitik Moskaus
kommen die entscheidenden Motive aus den nationalen
Interessen der Sowjetunion.

DabFi sind gegenwiirtiy die Ziele, die Interessen der
Sowjetunion — jhnlich wie in Amerika — beschrinkt
auf KPninlidienmg des Besitzstandes. Diese Beschrin-
kung ist nicht nur elne Konsequenz der Patt-Situation,
von der ich sprach. Sie ist auch eine Konsequenz der

Sowjetunion ist genan wie Amerika zuriickgekehrt zu
giner Strategie des begrenzten Risikos — nach jener
Unterbredwng in der Chruschtschow-Periode —; so in
Berlin, so in Vietmam, so gegenilber Washington, so
gegeniiber Peking. Kossygins Bemithung und Erfolg
in Taschkent z B. zeigen die Sowjehunion als eine

Status-quo-ivacht.

Auch die Deutschlandpolitik Moskaus ist heute eine
Status-quo-Politik. Sie ist trotz aggressiver Taktik keine
Expansionssirategie, sondern eine Bewahrungssirategie.
Sie soll die gegenwirtigen Positionen Moskaus in Mittel-
und in Osteuropa konsolidieren. Moskans Bemithungen
um eine Isolierung der Bundesrepublik und um die For-
derung der Furcht vor Deutschland, der Versuch zur
Ausnutzung der Uneinigkeit innerhalk des Nordatlantik-
paktes dienen diesem gleichen strategischen Ziel wie
auch die Versuche zur wirtschaftlichen Einschmelzung
der Ostblodistaaten durch den Rat fir gegenseitige
Wirtschaftshilfe und wie auch die Versuche zur vilker-

rechtlichen Abstitzung des Ulbricht-Regimes.

Das Frankreich de Gaulles ist fiir Moskau nicht so sehr
gin Instrument zur Zerstorung der NATO als vielmehr
ein Instrument zur Stérung der NATO, ein Inshu-
ment zur Isolierung der Bundesrepublik und zur
Schwichung der USA. I sage noch einmal: nicht
zur Zarstirung der NATO. Letztlich wird in der gegen-
wirtigen Lage, von Moskau aus gesehen, die NATO
auch als ein Instrument zur Disziplinierung der Bundes-
republik erscheinen. Unter den gegenwiirtigen Verhilt-
nissent in Furopa miiBte selbst eine Wiedervereinigung
unter kommunistischer Agide der sowjetischen Elite als
sehr gefihrlich und unerwiinscht erscheinen. Umgekehrt
kinnte ein Maditzuwachs fir Bonn aus sowjetischer
Sicht ebensosehr eine Bedrohung des Status quo und
des Friedens in Europa sein.

Wir miissen die sowjetische Sorge vor einem Zugang
der Bundesrepublik zu nuklearen Waffen ernst nehmen
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aus ihrer Beurteilung der Situation, aus ihren Interessen
heraus. Ich glaube audh, da8 der politisch-psycholegisch
unausgeglichene Zustand Deutschlands wie Folens in
Moskau Sorgen bereitet. Um so groferer Nachdruck
wird deshalb in Moskau seit einer Reihe von Jahren auf
den Versuch gelegt, die bestehenden Verhilinisse in
Europa festzusdhreiben”.

Dabei hat die Sowjetunion gegeniiber den Vereinigten
Staaten einen unschitzbaren Vorteil, ndmlich den, daB
sie im Regime der sogenannten DDR einen am weite-
sten westlich gelagerien separatistischen deutschen Part-
ner besitzt, der gleichfalls die Verhiltnisse konsolidieren
miichte, so, wie sie sind, wihrend die Vereinigten Staa-
ten in der Bundesrepublik einen am weitesten ostlich
gelegenen Partner besitzen, der aus sitilicher Uberzeu-
gung die auf deuisdiem Boden bestehenden Machtver-
hiltnisse geiindert zu sehen wiinscht.

Das hohe Risiko jeglicher auBenpolitischer Bewegungs-
strategie der beiden Weltmichte und die aus diesem
hohen Risiko resultierende fast villige Erstarrung ihrer
europdischen Fronten hat andererseits nun den anderen
Staaten Europas eine vor wenigen Jahren noch kaum
vorausgesehene, wenn auch beschrinkie, Ausweitung
ihres vorher eingeschrumpften Handlungsspielraums
eingebracht.

In fast allen Hauptstidten Europas — ich sage: in fast
allen — ist ein Gefijhl der Entspannung eingetreten;
viele Regierungen halten gegenwiirtig einen Krieg in
Europa fiir den unwahrscheinlichsten Krieg. Vou Klein-
asien bis Skandinavien ist die Furcht vor sowjetischer
Wm spiirbar und fihlbar im Riidkgang; die
Gffentliche Meinung in vielen westlichen europiischen
Lindern tendiert zur Unterbewertung der Verteidigungs-
notwendigkeiten gegeniiber der Sowjetumion und 2
Zufriedenheit mit dem gegenwirtigen Zustand Europas.

Die Vorstellung von einer hochgespannten antagonisti-
'dmaimhﬁﬂbmdtbdnlh::wﬁhhudmtehng
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fir Europa gegolten hat, weicht zur Zeit weitgehend
dem Bewulisein mindestens teilweiser ,kooperativer
Bipolaritit* — um einen Ausdruck von Weizsicker zu
gebrauchen — und der Erwartung einer multipolaren,
polyzentrischer. Macdhtverteilung. Paris und Bukarest
haben diesen ProzeR am stirksten ausgebeutet, und sie
haben gleichzeitig am stirksten dazu beigetragen, daf er
cich entwidkelte, offensichtlichk ohne dabei Angst zu
haben vor einer eigenen militirischen Verletzbarkeit
und offensichilich ohne Angst zu haben, daf sie dabei
den Sicherheitsriidkhalt der eigenen Biindnisvormadht
aufs Spiel setzen konnten.

Mir scheint, daR andere Staaten moglicherweise diesem
Beispiel folgen werden, wenn die gegenseitipe Neutra-
lisierung der beiden in Europa engagierten Weltmiéchte
weitere Fortsdhritte machen sollte. Damit wird sich auch
die Handlungsfreiheit der Bundesrepublik Deutschland
erweitern. Es konnte sogar, wenn die Krise im Biindnis
nicht sch:ell beseitigt wird, die weitere Entwidklung in
Europa die Bundesrepublik erstmalig in den Zwang ver-
setzen, ihre AuRenpolitik vom Grunde her selbst konzi-
nieren zu miissen. Insgesamt wird Europa in der zwei-
ten Hilfte dieses Jahrzehnts mehr Handlumgsfreiheit
haben als bisher, aber es wird eben auch mehr als bis-
her auf eigene Entscheidungen verwiesen sein. Je nach-
dem, wie diese Entscheidungen getroffen werden, kin-
nen damit durchaus die Weichen Fiir das niichste Jahr-
zehnt entsprechend gestellt sein.

Die Fortsetzung dieser Entwicklung ist so lange durchaus
wahrscheinlich, wie der drohende Aufstieg Chinas zur
nuklearen Weltmacht di= Situation nicht grundlegend
verindert, Daf er sie im Laufe der Zeit grundlegend
verindern wird, ist nicht zweifelhaft. Ich mBchte jedoch
manche der voreiligen Prognosen nicht teilen. Aber
selbst wenn ein steiler Aufstieg Pekings zur nukiearen
Weltnadht stattfinde, so wiirde das schon auf mittlere
Sicht nene Interessengemeinschaften zwisdhen den Ver-
ecinigten Staaten und der Sowjetunion herbeiflihren, es
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wiirde also prima facie die Situation in Europa nicht in
der Grundiendenz becinflussen. Beide Weltmidhte,
Moskau und Washington, bleiben durch ihre Riistungen
dkonomisch auf das stirkste angespannt; beide sind
ernsthaft um den Weltfrieden besorgt; beide bleiben
daher aus eigenem Interesse um allgemeine Riistungs-
begrenzungen bemiiht; beide sehen die akuteste Gefahr
zur Zeit in Asien; beide ringen um die Aufrechterhal-
tung ihrer EinfluBsphiren; beide ringen um die Auf-
rechterhaltung ihrer Biindnissysteme und um Stabilitat.
Gleichheit der Interessem aber ist immer ein sicheres
Band zwischen Regierungen und Staaten, ganz allgemein
gesprochen, Und ich meine, in diesem Falle ergeben sich
daraus bessere Chancen flir den Weltfrieden oder, prak-
tisch gesprochen, bessere Chancen unter anderem fiir
die allgemeinen Riisttmgsbeschrinkungen,

Nun hat das BewuStsein von der relativen Friedlichkeit
der Lage in Europa nacheinander in Frankreich, in Eng-
Iand und in den Vereinigten Staaten die latente Tendenz
zum Abzug eigener Streitkrifte aus der Bundesrepublik
— sei es auch nur partiell — gefordert. Heute besteht —
und zwar ohne daB Gstliche Gegenleistungen oder ent-
sprechende Handlungen auf der &stlichen Seite in Aus-
sicht stehen — durchaus die Gefahr einssitiger westlicher
Truppenverringerungen in Europa, durchaus die Gefahe
aus einem zu optimistischen Einschitzen der friedlichen
Situation, daB das Gleichgewldit beeintriichtigt wird und
wir in eine Situation zuritckkehren — wenn auch
nicht se scharf —, wie sie frither schon einmal war.

Westliche einseitige Truppenverringerungen kinnen
nicht durch eine noch gréBere Anhiufung amerikani-
scher Nuklearwaffen in Mitteleuropa ausgeglichen wer-
den. Wohl aber kénnte in den Augen Dritter eine noch
stiirkere Masslerung nuklearer Waffen z. B. auf deut-
schem Boden miglicherweise zu einer spiten Rachtferti-
gung der grofen sowjetachen Mittelstreckenbedrohung,
die auf Europa gerichtet ist; oder besser gesagt: xu
sinem Vorwand Hir eine splte Rechifertigung werden.
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Auch ein Ersatz auslindischer Soldaten durch zusatz-
liche deutsche Truppen kann aus auenpolitisch-psycho-
logischen Griinden, so meine ich, nicht in Betracht kom-
men: Je stirker wir militirisch wiirden, um so mehr
wiirden wir uns isoliert sehen, auch im Verhilinis zu
unseren bisher engsten Freunden, und um so mehr wiir-
den alle unsere Nachbarn in Europa Angst vor der deut-
schen Wiedervereinigung bekommen. Wir miissen aus
diesen Griinden vor einseitigen westlichen Truppenab-
zitgen dringend warnen. Die Sicherheit Westeuropas
und auch die gegenwirtige ,Entspannung” in Europa
hingen von der Aufrechterhaltung des Kriftegleichge-
wichts in Europa ab. Auch wenn durch gegenseitig ver-
einbarte Riistungsbegrenzungen und -kontrollen die
Krifte auf beiden Seiten auf ein niedrigeres Niveau ab-
gesenkt werden, auch dann darf das Gleichgewicht dieser
Krifte nicht gefihrdet werden, wenn nicht Europa und
darit wir — wir zuerst — auf die schiefe Ebene kommen
sollen. Deshalb miissen manche neue Ideen, die man
z. B. aus Kreisen des amerikanischen Senats hort, immer
bewertet werden unter dem Erfordernis der Aquivalenz
und entsprechender sowjetischer Verringerungen in
Mitteleuropa. Das ist militirisch notig, das ist politisch
notig — das ist iibrigens auch psychologisch gegeniiber
unseren Bundeswehrsoldaten nétig.

Unsere Sicherheit und unsere Handlungsfihigkeit hin-
gen auch 1969 und spiter von der Fihigkeit der Allianz
ab, andere von einem Ubergriff auf Berlin und auf die
Bundesrepublik abruschredken, auch von einem Druck
auf uns abzuschredken. Notfalls muR die Allianz in der
Lage sein, unser Territorium zu verteidigen. Berlin bleibt
eine gefihrdete Insel, und eine allgemeine Ruhe in Eu-
ropa schlieBt keineswegs neue Versuche zur sukzessiven
Abschniirung und Eintrodknung Berlins aus. Keines-
wegs! Wir Deutschen sind deshalb am stirksten an der
Uberwindung der NATO-Krise interessiert.

Ein endgiiltiger Bruch zwischen der Allianz auf der einen
und dem bisherigen Biindnispartner Frankreich auf der
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anderen Seite wire fiir uns Deutsche die allerschlimmste
Entwicklung; nicht sosehr, weil das Biindnis etwa die
Fihigkeit zur Verteidigung Europas verlieren wiirde —
das wire eine Ubertreibung —, wohl aber, weil in einem
solchen Falle die bisher gemeinsame westliche Position
in der Betlinfrage und in der Deutschlandfrage ebenso
zu Bruch gehen kinnte. Allerdings — das muR man hin-
zufiigen, das haben wir im Bundestag mehrere Male
deutlich gesagt — kénnen wir nicht akzeptieren, daB
fremde Truppen, in dem Falle franzdsische, ohne ver-
traglich festgelegten gemeinsamen Verteidigungsauftrag
auf unserem Territorium bleiben. Sie wiren dann ein
Instrument zur blofen politischen Kontrolle Deutsche
lands; das kodnnte spiter bedenklichen Charakter an-
nehmen, von innenpolitischen Konsequenzen ganz zu
schweigen.

Wir sollten uns allerdings nicht verhehlen, da unsere
Mitgliedschaft in der NATO und daf die Stationjerung
auslindischer NATO-Truppen auf deutschem Boden von
Anfang an immer ein starkes Element der Kontrolle ent-
halten hat - fiir Freund und Gegner. Wer Sorge um die
Sicherheit vor Deutschland hat, der ist beruhigt, solange
die NATQO nicht nur Sicherheit fiir Deutschland schafft,
sondern gleichzeitip auch zu einem gewissen MaBe Xon-
trolle {iber Deutschland. Wir kiénnen diese Sorgen an-~
derer Vilker und ihrer Bffentlichen Meinungen nur
schrittweise abbauen helfen, Dazu ist aber nitig, daR
wir der Existenz dieser Sorge ins Gesicht sehen und uns
davor nicht verstecken. Diese Sorgen beeintrichtigen
nimlich ganz entscheidend den Willen aller anderen, uns
auf dem Wege zu unserer Wiedervereinigung zu helfen,

A

Karl Wienand:

Zum Problem der atomaren
Mitbestimmung

Auszug aus einem Referat auf der wehrpollitischen
Tagung der SPD am 1. Oktober 1966 In Milnster

Zwei wesentliche Fragen unserer Dortmunder Entsﬂﬂie-
Rung , Vetorecht” und ,Verzicht auf Mitbesitz mochte
ich zum besseren Verstindnis erliutern:

1. Frage Vetorecht: Dieses Vetorecht hat einen doppelten
Sinn. Erstens wollten wir die Bundesregierung darauf
aufmerksam machen, daB sie auf dem Gebiet der
taktischen nuklearen Waffen, fiir die sie Trigerwaf-
fan bereitstellt, ein solches Vetorecht besitzt, aber
offensichtlich in der Vergangenheit sich keine Gedan-
ken dariiber gemacht hat, wie sie es anwenden kann,
und ob sie es anwenden will. Es ist dies weniger ein
militiricches als ein widhtiges politisches Problem.
Zum zweiten wiirde ein: Vetorecht, wenn eine deutsche
Bundesregierung darauf besteht, voraussetzen, daf
die deutsche Regierung in vollem Umfange iiber die
Zielplanung unterrichtet wird, damit ein solches Veto-
recht in nationalem Interesse und im Interesse des
gesamten Biindnisses sinnvoll angewendet werden
kann. Fine sinnvolle Anwendung eines soldhen Veto-
rechtes setzt voraus, daB die deutsche Bundesregie-
rung an dem EntscheidungsprozeB, soweit er die Bun-
desrepublik Deutschland betrifft, beteiligt sein muB.

2. Nicht-Mitbesitz: Volle Mitwirkung an der strategi-
schen, damit auch nuklearen Planung im Gesamt-
biindnis setzt nach unserer Auffassung einem Mit-
besitz an nuklearen Waffensystemen nich? voraus.
Ein Krieg in Europa, der nicht verglichen werden kann
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mit Kriegen in der Peripherie, ctwa Korea oder Viet-
nam, wiirde entweder im Keime, in der ersten kon-
ventionellen Phase, durch ein wirksames Krisen-
Management erstickt werden miissen, oder er
wiirde sehr schnell in einen nuklearen Krieg aus-
arten, der selbst dann zu einer weitgehenden Zer-
stirung Westeuropas und Ostettropas fithren wiirde,
wenn es nicht zum vollen Einsatz der strategischen
Waffensysteme der beiden GroBmichte kime.
Die nukleare Abschreckung basiert heute auf dem iiber-
legenen strategischen nuklearen Potential der USA.
Konventionelle Abschreckung auf dem Vorhandensein
ausreichender und einsatzbereiter Streitkrifte in Europa,
denen in der Riickhand taktische nuklears Waffen zur
Verfigung stehen. Die noch vorhandene Liicke im Biiind-
nis istdasFehlen eines funktionsfihigen Krisen-Manage-
ments. An diegser Situation wiirde ein deutscher Mitbe-
sitz an zusitzlichen nuklearsn Waffensystemen nicht das
geringate dindern, Die Frage der nuklearen Garantie
eines Staates durch einen anderen ist ein lange disku-
tiertes Problem. Ein Mitbesitz an nuklearen Waffen-
systemen des Staates, dem gegeniiber die GroBmacht
USA eine nukleare Garantie ausspracien soll, erschwert
dieses Problem, erleichtert es aber nicht. Denn nidhts
fiirchtet die Regierung der Vereinigten Staaten mehr, als
durch einen ihrer Biindnispariner oder einem Staat, dem
sie eine solche Garantie geben wiirde, zu siner Entschei-
dung gezwungen ru werden, die die amerikanische Re-
gierung aus vitalem Interesse vermeiden miéchte oder
muB. Nukleare Garantien wiiren nur von rweifelhaftem
Wert, wenn di» amerikanische Regierung das vitale
Interesse an demn Gebiet verlieren wiirde, demgegeniiber
die Garantie eingegangen wurde. Schon vor diber einem
Jahr hat der amerikanische Delegieri: bei den Genfer
Abriistungsverhandlungen, John F. Foster, in der Zeit-
schrift ,Foreign Affaire™ ausgefiihri, daB die Wirksam-
keit siner nuklearen Garantie innerhalb eines Riindnis-
ses nicht gro@er sein kann als gegeniiber vinem neutra-

Wenn man dies akzeptert, dann miissen unsere Biind-
nispartner auch die entscheidenden Interessen unseres
Staates akzeptieren, niimlich unser vitales Interesse an
einer endlichen Wiedervereinigung unseres Landes. Fiir
diese Frage aber, fiir die Deutschlandpolitik, wiirde ein
Mitbesitz an zusitzlichen nuklearen Waftensystemen,
vor allem an den strategischen Waffensystemen, und
um die geht es ja in erster Linie, geradezu gegenteilige
Wirkungen haben miissen. Er miifite das Miftrauen
gegen die Bundesrepublik Deutschland nicht nur im
Osten, sondern, und das scheint mir entscheidend, vor
allem bei unseren westlichen Biindnispartnern verstir-
ken und uns eine breite Unterstiitzung und das Ver-
trauen aller unserer Nachbarn, ja der gesamten Welt-
offentlichkeit, fiir unser Problem entziehen. Da die Li-
sung der Deutschlandfrage, wann auch immer sich eine
Miglichkeit hierzu ergeben kann oder wird, eine Ver-
inderung des Status quo in Europa notwendig macht,
kann dies nur geschehen, wenn eine solche Verinderung
zu einer stabileren Lage fiihrt und daher im Interesse
aller beteiligien Staaten liegt. Deshalb ist nach unserer
Auffassung die Aufrechterhaltung der Forderung nach
Mitbesitz an zusitzlichen nuklearen Waffensystemen
nicht nur nicht nétig, sondern sie kinnte zu gefihr-
lichen Entwiddungen fiihren., Wir sind daher der Auf-
fassung, auch im gesamtdeutschen Sinne zu handeln,
wenn wir die Bundesregierung auffordern, eindeutig
und klar auf einen solchen Mitbesitz zu verzichten,




Aufgaben einer neuen
Bundesregierung

Als Grundiage der Koalitionsverhandiungen zur
Bildung slner neuen Bundesreglerung hatte die
SPD-Bundestagsfraktion im November 1366 ein
Acht-Punkte-Programm formuliert, von denen dle
ersten drel nachstehend im Wortlaut wieder-

gegeben werden.
Sie behandeln Fragen der Sicherheltspolitik,

1, Die Bundesregierung muff, um unserer duleren Sta-
bilitit und Sicherheit willen, das Verhiltnis zu Washing-
ton und Paris wieder in Ordnung bringen.

a)} Die Entspannung in der Welt zu fordern, liegt im
Interesse Deutschlands, Die Bundesregierung hat ent-
sprechende Initiativen in ihrer Aufen-, Verteidi-
gungs- und Deutschlandpolitik zu ergreifen. Dabei
ist unsere Sicherheit aufrechtzuerhalten, die gegen-
wirtig nur im Rahmen des westlichen Biindnisses

gewihrleistet ist.

b) Unter diesem Gesichtspunkt muf die Bundesregie-
rung mit allen Parteien des Deutschen Bundestages
eine umfassende Bestandsaufnahme vornehmen. Da-
bei wird die Verinderung der politischen und milita-
rischen Weltlage und die sich daraus ergebende An-
derung der Voraussetzungen und Bedirgungen FKir
unsere HuBere Sicherheit beriidsichtizt werden
miissen,

¢) Die Bundesregierung muR versuchen, Vereinbarungen
zwischen Ost und West iiber gieichwertige Truppen-
reduzierungen tnd Rilstungsverminderungen auf bei-
den Seiten herbeizufiihren. Dabei sollen Ansatz-

punkte fiir Fortschritte in der deutschen Frage erzielt
werder.

d) Es gibt keine Sicherheit fiir Europa chne die USA.
Es bleibt trotz der iiber den Erdball reichenden Enga-
gemenks der Vereinigten Staaten gemeinsames Inter-
esse, den Frieden in Europa sicherer zu machen. Die
eigenstindige Entwiddung Europas wird zu einer
entsprechenden Verantwortung fithren miissen. Da-
bei ist eine Zusammenarbeit mit den Vereinigten
Staaten im Geiste gleichberedhtigter Partnerschaft an-
zustreben,

Die Bundesregierung muf darauf hinwirken, den
Frieden durch innereuropiische Normalisierung und
AussShnung sicherer zu macdhen, um in diesem Rah-
men die Spaltung Deutschlands zu itberwinden.

Die MNeubewertung der strategischen und politischen
Gesamtlage ist den Problemen des Devisenaus-
gleichs iibergeordnet,

e} Frankreich hat an Gewicht und EinfluB gewonnen.
Die Bundesregierung muf neue Formen fiir die ge-
meinsame Verteidigung suchen und damit das Be-
" nntnis Frankeeichs zum Nordatlankisdien Biindnis
nuizen.

Die franziosischen Truppen sollten auf deutschem
Boden bleiben, solange es nicht iiberhaupt in Ost
und West zum Abzug der fremden Truppen aus
Deutschland kommt, Dafiic sollten Frankreich keine
itbarfliissigen Bedingungen gestellt werden.
Frankreich ist ebenso wie die USA an einer Uber-
windung der Spaltung Europas interessiert. Auf diese
gemeinsame wichtige Richtung muR sich die Bundes-
republik in ihrer Ostevropa-Politik einstellen.
Der deutsch-franziisische Freundschafisvertrag muf
voll genutzt werden. Dabei ist unverziiglich zu
priifen,
aa) auf welcdhem Gebiet eine deutsch-franzisische,
nicht-nukleare Rilstungsproduktion ausgebaut
oder begonnen werden kann und
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bb) welche gemeinsamen Projekte in der friedlichen
Nutzung der Atomenergie, der Weltraumfor-
schung, der Elektronik und der Luftfahrt durch-

gefithrt werden kdnnen.

f) Die Mitwirkung der USA in der europdischen Ent-
spannung ist unentbehrlich. Die Bundesregierung
mufl ihre Zusammenarbeit mit allen europdischen
Staaten, insbesondere mit Groflbritannien, aus-

bauen.

g) Die Stagnation der europiischen Einigungsbewegung
mufe iiberwunden werden, Mit der Herstellung eines
neuen deutsch-franzdsischen Verhiltnisses sollte die
Fusion der Europdischen Gemeinschaften und der
Abbau der Zollbarrieren zu den EFTA-Lindern ein-

geleitet werden.

Die Bundesregierung wird die Bemithungen um Ein-
tritt von Grofbritannien und anderen EFTA-Lindern
wirksam unterstiitzen,

2. Um der Stabilitit des Biindnisses willen und als Bei-
trag zur Entspannung muf die Bundesregierung den
Ehrgeiz auf atomaren Mitbesitz aufgeben.

a) Jede Forderung auf nuklearen Mitbesitz oder
nukleare Verfiigungsgewalt der Bundesrepublik
Deutschland ist unrealistisch, verhindert die Verstin-
digung und Entspannung und hat daher zu unter-
bleiben.

Ein Atomwaffensperrvertrag, der die Bundesrepublik
nicht diskriminiert, mu8 aud\ aus diesem Grunde
unterstlitzt werden,

b) Zur Erhaltung der Sicherheit Europas ist eine Auf-
gabenteilung unter den Partnern und fiir die Allianz
als Ganzes ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen
konventionellen und atomaren Waffen i

c} Die Bundesregierung muR in konsequenter Fort-
setzung der Friedensnote vom Miirz 1966 Vorschlige
tiir die Reduzierung der Streitkrifte in Ost und West
auf der Basis von Gleichwertigkeit und Gleichartig-
keit machen. Als Beginn eigener Vorschlige zur Rii-
stungsverminderung in Ost und West mu die Bun-
desregierung ihre Bereitschaft erkliren, den Personal-
stand der Bundeswehr nicht weiter zu erhhen,

d) Die Bundesregierung muB darauf bestehen, dag die
Bundesrepublik voll und ohne Einschrinkung an der
friedlichen Entwidklung der Atomwissenschaft und
Atomwirtschaft teilnimmt.

5. Die Bundesregierung muf aktiv fiir die Normalisie-
rung unseres Verhiltnisses zu den ostlichen Nachbar-
vilkern und fiir die Versshnung mit ihnen sintreten,

4} Die Bundesregierung erstrebt volle diplomatische Be-
ziehungen mit allen Staaten Osteuropas, die dafiir
keine unannehmbaren Bedingungen stellen. Bundes-
tag und Bundesregierung sind die einzigen durch
freie Wahl legitimierten Sprecher des deutschen Vol-
kes. Daraus ergeben sich Rechte, vor allem aber
Pllichten. Daraus ergibt sich nichts, was der Auf-
nahme diplomatischer Berichungen =y Osteuropa
entgegensicht.

b) Die Bundesregierung, die keinerlei territoriale An-
spriiche gegen die CSSR erhebt, ist bereit, das
Miinchner Abkommen als rechtsunwirksam zu er-
kliren, wenn die Rechtsfragen hinsichtlich von Staats-
angehdrigkeits- und Vermégensanspriichen, die durch
dieses Abkommen und die Vertreibung entstanden
sind, fiir die Sudetendeutschen in de; Bundesrepublik
befriedigend geregelt werden,

¢} Zur Normalisierung unserer Bezichungen zu Ost-
em?plnmﬂdieﬂm\demiu-ung:iullﬁm' ive zur
Weiterentwicklung internationaler R -
zung und -koatrolle und zum Austausch von rechi-
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lich bindenden Gewaltverzichtserklirungen ergreifen.
Dies mul auch fiir den anderen Teil Deutschlands

gelten,

d) Die Bundesregierung muf sich darum bemithen, den
Handelsaustausch mit den asteuropdischen Staaten
1 erweitern und im Rahmen der EWG Einfuhren

aus Qsteuropa zu erleichtern.

e) Die Bundesregierung mufs Grundziige einer frizdens-
vertraglichen Regelung vorbereiten, mit ihren Ver-
biindeten besprechen und in Ubereinstimmung mit
dicsen mit der Sowjetunion und den osteuropiischen
Staaten erdrtern, um eine Losung der deutschen Frage

vorzubereiten.

Helmut Schmidt zu aktuellen
wehrpolitischen Fragen

interview, verdtentlicht im Januar 1967 in der
Zelischrift ,Wehr und Wirtschatt™

Frage:

Nach 1ojihriger Aufbauzeit ist die Bundeswehr mit
12 Heeresdivisionen sowie entsprechenden Luftwaffen-
und Marineverbinden funktionsfihig der NATO einge-
gliedert. Damit wurde das erste Nahziel der deutschen
Verteidigungspolitik erreicht; die Bundeswehr ist in die
Phase der Konsolidierung eingetreten. Die inzwischen
deutlich gewordenen Verinderungen der weltpolitischen
Schwerpunkte haben offensichtlich auch Konsequenzen
fiir die Bundeswehr beziiglich ihres Beitrags zur euro-
paischens Verteidigung, inshesondere fiir die territoriale
Sicherheit unseres Landes, zur Folge. Inwieweit wird
die neue Koalitionsregierung sich mit ihrer zukiinftigen
Wehrpolitik auf diese verinderte Situation einstellen?

Antwaort:

Sie sagen, die Bundeswehr sei in die Fhase der Konso-
lidierung eingetreten. Bisher sind jedoch handgreifliche
Erfolge dieser Konsolidierung nicht sichtbar geworden.
Ich gehe davon aus, daf der neue Bundesminister der
Verteidigung die noch immer ungeldsten Fragen, vor
allem des Mangels an qualifizierten Offizieren und Un-
teroffizieren, der tion und des Managements
in der Bundesivehr, ernster nehmen wird als sein Vor-
ginger und, Falls erforderlich, drastische MaZnahmen
einleitet, um die Lage in der Bundeswehr nun wirklich
zu konsolidieren.

Dieneue Bundesregierung wird im Rahmen ihres gesamt-
politischen Konzepts auch die Fragen der Sicherheits-
politik und den Auftrag neu durchdenken miissen, der
in Zukunft der Bundeswehr gestelit sein soll. Das Er-
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arbeiten einer neuen Verteidigungskonzeption erfordert
unter den verinderten weltpolitischen Bedingungen und
unter der Primisse einer aktiven deutschen Entspan-
nungspolitik eingehende Analysen. Ich habe im Deut-
schen Bundestag wihrend der Debatte zur Regierungs-
erklirung am 15. Dezember die Regierung aufgefordert,
im Laufe des neuen Jahres dem Deutschen Bundestag
ihre Vorstellungen und Analysen zu diesen Problemen

vorzulegen; ich erwarte die Antworten gegen Ende des
Friihjahres.

Frage:

Fiir das Kabinett Erhard hat die Stabilisierung des Bun-
deshaushaltes bedeutende Schwierigkeiten bereitet. Das
Verteidigungsbudget ist hierbei hinsichtlich seines Vo-
Iumens heftig diskutiert worden. Darf angenommen
werden, da aus gesamiwirtschaftlichen Erwidgungen
heraus der Verteidigungshaushalt sich eher in der Hohe

von 16 Milliarden DM als 20 Milliarden DM halten
wird?

Antwort:

Ich méchte annahmen, daf Fiir die nichsten beiden Jahre

der Verteidigungshaushalt eher stagniersn als ausge-
weitet werden wird.

Frage:

Bei siner Limiticrung von 16 Milliarden DM stiinde die
Frage der Red.»iciung der derzeitigen Stirke der Bun-
deswehr zur Diskussion?

Antwort:

Die Frage einer eventuellen Reduzierung der hisherigen
Stiirke der Streitkrifte der Bundeswehr ergibt sich we-
niger aus finanziellen oder wirtschaftlichen Griinden.
Sie kann sich aus Griinden der angespannien Personal-
lage und wegen ungelSster technischer Fragen, vor allem
bei Instandhaltung und Betrieb moderner Waffen-
systeme, srgeben. Vornehmlich aber kiinnte sich aus

einer fortschreitenden Politik beiderseitiger Enl:spannu.ng
die Frage nach einer Reduzierung der Stre‘itkr.a:&e er-
geben. In jedem Falle bediirfte es der Ubereinstimmung
i Biindnis — in keinem Falle sollte man sich aber d‘er
falschen Hoffnung hingeben, dak eine etwaige Reclume—
rung sofort zu wesentlichen Einsparungen Euhr:m
konnte. Die Frage moglicher Einsparungen hingt viel
entscheidender davon ab, ob es gelingt, in den nichsten
Jahren bei der Rundeswehr modeme hetﬁE]:IETil'tEd‘laf!:-
liche und betriebstechnische Methoden einzu[-uhren:. die
»u einem hoheren Wirkungsgrad fishren, also zu einem
hesseren Verhiltnis von Awufwand und erzielter Lei-

stungsfihigkeit.

Frage: .
Bei den Koalitionsverhandlungen wurde Ubereinshn.t-
mung dariiber herbeigefithri, daf die Bundesrepublik
Deutschland auch auf den Mitbesitz von Nuklearwaffen
Verzicht leistet. SchlieBt dieser Beschluf, im Zusammen-
hang mut der gegenwartigen amerikanischen Auffasslmg
der Denuklearisierung der Bundeswehr, auch den Riidk-
zug der taktischen Atomwatfen unter Kontrolle der

USA eintd

Antwort:

Meine Forderung nach einem Verzicht auf den Mitbesitz
an nuklearen Walfensystemen bedeutet nicht eine
etwaige Anderung der bestehenden Verfahren und Ein-
satzplanungen auf dem Gebiet der taktischer. Nuklear-
waffen innerhalb der NATO., Welche Entwicklung sich
uf diesem letzteren Gebiet in Zukunft vollziehen wird,
ist noch nicht zu ibersehen, Solange die USA Truppen
auf dem europiischen Kontinent und in der Bundes-
republik Deutschland stationiert haben, werden diese
Gireitkrifte sichetlich micht von ihren ruklearen takti-
schen Unterstiitzungswaffen entblot werden und es
wire daher kaum zu vertreten, daf verbiindete Truppen,
die Seite an Seite mit den Truppen der USA auf dem
Boden der Bundesrepublik Deutschland stationiert sind,




auf die Unterstiitzung durch taktische nukleare Waffen
verzichten sollen.

Von einer ,Denuklearisierung der Bundeswehr” ist mir
nichts bekannt, Ich halte diese Vorstellung fiir abwegig.
Die Bundeswehr verfigt, wie die anderen NATO-Streil-
krifte auch, fiber Tragermittel fir den Einsatz nuklearer
Sprengképfe, die im amerikanischen Besitz und unter
amerikanischer Kontrolle verbleiben. Dies Schema gilt
innerhalb des Warschauer Paktes in entsprechender
Weise, Nur im Zuge einer beiderseits belfolgten, gleidi-
wertigen Riistungskontroll- oder Abriistungspolitik
hielte ich Anderungen der gegenwirtigen Schemata fiir
niitzlich. Fiir die gegenwirtige Situation haben wir So-
zialdemokraten zusitzlich zu den bisherigen Verfahren
und Regelungen in der NATO ein Vetorecht fiir die
Bundesragierung gefordert, d. h. das Redit, einen Ein-
satz nuklearer Waffen vom Boden der Bundesrepublik

Deutschland aus oder gegen deutsches Territorium ver-
hindern zu kinnen.

Frace:

Ergibt sich Hir die dann verbleibende ausschiieBlich kon-
ventionelle Verteidigungsaufgabe der Bundeswehr eine
Schwerpunktverlagsrung in Richtung einer mehr auto-
nomen territorialen Verteidigung?

Antwort:

Meine Antwort rzur vorherigen Frage machte schon
deutlich, daf soldie Vermutungen vorliufig in den Be-
reich der Spekulationen gehitiren. Weldhe Aufgaben die
Bundeswehr in Zukunft ziz erfiillen haben wird, ob sie
hierze umstrukturiert oder anders organisiect werden
sollte und welche rilstungstechnischen und ausbildungs-
mifligen Schwerpunkte sich daraus ergeben kinnten,
hingt davon ab, wie die xukinfiige Verteldigungs-
strategie im atlantischen Raum und in Europa aussehen
wird, die den verinderten weltpolitischen Konstella-
Honen und den Entwidklungen in Europa Redhnung
trigt. Auch in Zukunft wird inerhalb des Biindnisses

Arbeitsteilung niotig sein. Das liegt fiir die Eeestre_it-
krifte offen zu Tage; fiir die Luftstreitkrifte erscheint
eine stirkere Arbeitsteilung als bisher jedenfalls mﬁgli::h ;
fiir die Landstreitkrifte in Europa ist jedoch weder eine
national verschiedenartige Aufgabenstellung wiinschens-
wert noch eine verschiedenartige Gliederung und Be-

waffnung.

Keinesfalls wiirde ich von einer Schwerpunktverlagerung
auf eine ,autonome territoriale Verteidigung” sprecheft.
Wir Sozialdemokraten haben seit langem einen relativ
ctirkeren Ausbau der territorialen Verteidigung gefor-
dert. Seit Jahren habe ich verlangt, und diese Forderung
ist jetzt durch den neuen Aufenminister, Herm Brandt,
wiederholt worden, daf wir uns nicht auf die nukleai:e
Abschreckung allein verlassen diirfen, sondern die
Fihigkeit zu konventioneller Verteidigung bewahren

mussen.

Wie dies geschieht, welche GroBenordnungen l'uerfur
notwendig und zweckmifig sein werden, kann nur im
Rahmen der neuen gesamtpolitischen Konzeption ent-
schieden werden. Jedermann in und auferhalb der Bun-
deswehr sollte sich immer dariiber im klaren bleiben,
daf die Bundeswehr ein Verteidigungsinstrument in der
Hand der politischen Fithrung ist und daf die Aufgaben,
weldhe die Bundeswehr in der Zukunft zu erfiillen hat,
davon abhingen werden, welche politischen Entschei-
dungen die Bundesregierung in enger Zusammenarbeit
mit den uns verbiindeten Staaten treffen wird.

Um nicht miRverstanden zu werden, will ich zum SchluB
noch einmal darauf hinweisen, dal ich jeden Diskus-
sionsbeitrag zu den Fragen der Sirategie und der Ver-
teidigungskonzeption begriife; denn die i:‘iffe:t_\tlid-t ge-
fishrte Diskussion gibt den Verantwortlichen HinwFiE
und Anregung. Die Bundesregierung selbst mul ihre
Vorstellungen im Deutschen Bundestag und damit eben-
so vor der Uffentlichkeit zur Diskussion stellen. Die
Entscicidungen aber kinnen nur von der politischen




1i':\.ﬁu?,r Veranhvurmng tragt, muf wissen, dag im Rahmen ;: I
! €ner gewollten Entspannungspolitik dre Bundeswehr so I S
| defensiv wie nur irgend miglich strukturiert sein mug — e
dafl aber die Balance der militdrischen Streitkrifte jn 5 R
Ost- und Westeuropa nicht einseitig gefihrdet werden | .
darf, | i
:
. ia
é. !
z
- i
: ;JE
o ,




	Inhalt
	Vorwort
	Opposition und Wehrbeitrag
	"Deutschland und Europas Sicherheit"
	Aus der Rede Fritz Erlers am 24.11.1964
	Zur Lage der Bundeswehr
	Was fehlt der Bundeswehr?
	"Deutschlandpolitik unter den sich ändernden weltpolitischen Bedingungen"
	Aus der Rede Helmut Schmidts am 3.Juni 1966
	Zum Problem der atomaren Mitbstimmung
	Aufgaben einer neuen Bundesregierung
	Helmut Schmidt zu aktuellen wehrpolitischen Fragen

